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1. Einführung 

1.1 Lage und Abgrenzung des Plangebietes 
Die Gemeinde Rangsdorf wird durch die Gleisanlagen der Deutschen Bahn in zwei 
Hälften geteilt. Das Plangebiet liegt östlich der Bahntrasse zentral im Gemeindege-
biet. Es umfasst die Flurstücke 79 und 732 (tw.) der Flur 11 der Gemarkung Rangs-
dorf. 
Die Fläche wird von drei bebauten Seiten und einer unbebauten Seite begrenzt. 
Nördlich befindet sich das Wohngebiet "Stadtweg Nord", welches aus Reihen- / Dop-
pel- und freistehenden Einfamilienhäusern besteht. Richtung Osten und Süden ist die 
Bebauungsstruktur mit freistehenden Einfamilienhäusern aufgelockert. Die angren-
zende unbebaute Fläche im Westen des Plangebietes dient wie das Plangebiet selbst 
als Landwirtschaftsfläche.  
Der räumliche Geltungsbereich wird begrenzt 
• im Norden von einer Reihenhaussiedlung, einer derzeit baulich ungenutzten Flä-

che, einer Arztpraxis sowie der Anemonenstraße,  
• im Osten von Einfamilienhäusern und den dazugehörigen Nebenanlagen, 
• im Süden vom Fliederweg sowie Einfamilienhäusern und den dazugehörigen Ne-

benanlagen und 
• im Westen von der Straße "Am Stadtweg". 
Der räumliche Geltungsbereich umfasst eine Größe von 2,46 ha. 
 

 
 
Abb. 1: Räumlicher Geltungsbereich 
 

1.2 Anlass und Erforderlichkeit der Planung, städtebauliches Konzept 
Die Fläche besitzt in ihrer zentralen Lage eine hohe Bedeutung für die Gemeinde 
Rangsdorf und soll daher einer städtebaulichen Entwicklung zugeführt werden. Im 
Plangebiet wird die Errichtung von Einfamilienhäusern beabsichtigt. Das Gelände 
wird planungsrechtlich aufgrund seiner Größe (2,46 ha) und derzeitigen Nutzung als 
Landwirtschaftsfläche als sogenannter Außenbereich im Innenbereich beurteilt. Die 
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Zulässigkeit der Bebauung richtet sich demnach nach § 35 BauGB. Da die beabsich-
tigte Wohnbebauung planungsrechtlich nicht mit § 35 BauGB vereinbar ist, ist die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes erforderlich. 
Das städtebauliche Konzept sieht eine aufgelockerte, strukturierte Wohnbebauung 
mit 33 Einzelhäusern vor. Das Bebauungskonzept verfolgt einen einheitlichen Cha-
rakter mit hohem Grünanteil. Durch unterschiedliche Gebäudestellungen sowie 
Baum- und Heckenpflanzungen sind auf den Grundstücken Auflockerungen im Er-
scheinungsbild zu erwarten. 
Im Plangebiet ist eine öffentliche Erschließungsstraße mit Wendeanlage vorgesehen. 
Fünf untergeordnete, private Straßen erschließen die Gebäude in der zweiten Bau-
reihe im Süden. An zwei Stellen zweigen von der zentralen Erschließungsstraße ein 
öffentlicher Fuß- und Radweg ab. Mit dem südlichen Fuß- und Radweg wird der An-
schluss und die Durchwegung des Plangebiets an die Umgebung gewährleistet. 
 

 
Abb. 2:  Städtebauliches Konzept (Januar 2015) 
 

1.3  Planverfahren 
Das Verfahren zum Bebauungsplan RA 13-2 "Stadtweg Mitte" wird im Regelverfahren 
durchgeführt, da die Anwendungsvoraussetzungen für ein vereinfachtes Verfahren 
gemäß § 13 BauGB oder ein beschleunigtes Verfahren gemäß § 13 a BauGB nicht 
vorliegen. § 13 BauGB darf nur bei einer Bebauungsplanänderung ohne Berührung 
der Grundzüge der Planung angewendet werden. Bei dem Verfahren nach § 13 a 
BauGB muss eine Maßnahme der Innenentwicklung vorliegen und sich der Gel-
tungsbereich überwiegend im Siedlungszusammenhang befinden.  
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Das Aufstellungsverfahren wird daher im regulären zweistufigen Verfahren gemäß §§ 
2, 3, 4 und 4a BauGB durchgeführt. Gemäß § 2 Abs. 4 BauGB werden eine Umwelt-
prüfung durchgeführt und gemäß § 2a BauGB ein Umweltbericht erarbeitet. 

2. Ausgangssituation 
2.1 Bebauung und Nutzung 

Das Plangebiet ist unbebaut und wird landwirtschaftlich genutzt. Ein Ost-West-Gefälle 
und die im Westen angrenzende Mulde für die Regenwasserrückhaltung sind charak-
teristisch. Die mit dem Geh- und Fahrrecht belastete Fläche im Norden des Plange-
bietes ist derzeit eine Privatstraße. 

2.2 Erschließung 
Das Plangebiet ist über die Straße "Am Stadtweg" an das öffentliche Straßennetz an-
gebunden. An der Straße "Am Stadtweg" sind auch Versorgungsanlagen für Gas und 
Elektrizität vorhanden. 

2.3 Eigentumsverhältnisse 
Das Plangebiet befindet sich in Privatbesitz. Künftig ist jedoch eine Eigentumsüber-
tragung der öffentlichen Verkehrsfläche und der öffentlichen Grünflächen an die ge-
meinde beabsichtigt. 

2.4 Landwirtschaft 
Das Landwirtschaftsamt des Landkreises Teltow-Fläming hat keine Bedenken zur 
beabsichtigten Aufstellung des Bebauungsplanes. Das Flurstück wird landwirtschaft-
lich als Ackerfläche bewirtschaftet. Durch die Lage des Grundstücks hat das bewirt-
schaftende Agrarunternehmen auf den Kulturpflanzenanbau verzichtet und die Fläche 
aus der Produktion genommen. Hinsichtlich seiner Bonität, der ökonomischen Bewirt-
schaftbarkeit und der Entwicklungsfähigkeit ist die Schlageinheit aus agrarstrukturel-
ler Sicht für die Landwirtschaft verzichtbar. 
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3. Planungsbindungen 
3.1 Planungsrechtliche Ausgangssituation 

Das Plangebiet ist von drei Seiten bebaut, planungsrechtlich muss es jedoch auf-
grund seiner Größe und derzeitigen Nutzung als Landwirtschaftsfläche als so ge-
nannter Außenbereich im Innenbereich eingeschätzt werden. Die Zulässigkeit von 
Bauvorhaben richtet sich somit nach § 35 BauGB. 
Die bauliche Entwicklung auf dieser innerörtlich gelegenen Kulturlandschaftsfläche 
vermeidet erheblichere Beeinträchtigungen durch neue Siedlungsflächen im nicht 
vorgeprägten und unerschlossenen Freiraum. Auch wenn es sich um einen Außenbe-
reich im Innenbereich handelt, so werden hier vorhandene Erschließungssysteme 
genutzt und die an drei Seiten angrenzende Siedlungsstruktur ergänzt. Demnach 
wird das Grundziel des Erhalts einer lebenswerten Umwelt im weiteren Sinne durch 
die Planung berücksichtigt. 

3.2 Raumordnung und Landesplanung 
Der Landesentwicklungsplan für die Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP B-B) 
trat am 31.03.2009 in Kraft und legt auf Grundlage des Landesentwicklungspro-
gramms Grundsätze und Ziele der Raumordnung fest.  
Das Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg hat mit Urteil vom 16.06.2014 die 
Brandenburger Verordnung über den Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg 
(LEP B-B) vom 31.03.2009, welcher am 15.05.2009 als Rechtsverordnung der Lan-
desregierung in Kraft getreten ist, für unwirksam erklärt. Das Urteil ist am 17.03.2015 
rechtskräftig geworden. Der LEP B-B konnte insoweit bis auf weiteres keine Anwen-
dung mehr finden. Durch Verkündung vom 2.06.2015 ist die Verordnung über den 
LEP B-B rückwirkend zum 15.05.2009 in Kraft getreten. Damit ist der LEP B-B ab so-
fort wieder anwendbar. 
Gemäß Festlegungskarte 1 befindet sich das Plangebiet im Gestaltungsraum Sied-
lung. Weitere Aussagen wurden in der Festlegungskarte zum LEP B-B für das Plan-
gebiet nicht getroffen. Die beabsichtigte Wohnbauentwicklung entspricht somit der 
grundlegenden Landesplanung für diesen Bereich. 
Ziele der Raumordnung 
• Ziel 4.2 LEP B-B: Anschluss neuer Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungs-

gebiete 
• Ziel 4.5 Abs. 1 Nr. 4 und Abs. 2 LEP B-B: Siedlungsentwicklung in Gemeinden mit 

Gestaltungsraum Siedlung 
Grundsätze der Raumordnung 
• Grundsatz 4.1 LEP B-B: vorrangige Nutzung bisher nicht ausgeschöpfter Entwick-

lungspotenziale innerhalb vorhandener Siedlungsgebiete sowie unter Inan-
spruchnahme vorhandener Infrastruktur; räumliche Zuordnung der Funktionen 
Wohnen, Arbeiten, Versorgung und Erholung; 

• Grundsatz 5.1 Abs. 1 und 2 LEP B-B: Freiraumerhalt; Minimierung der Freiraumi-
nanspruchnahme bei der Entwicklung neuer Siedlungsflächen; 

• G 10 LEP FS: Besonderer Handlungsbedarf infolge der Lage im engeren Wirkbe-
reich des Flughafens Berlin-Schönefeld 
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• G 11 LEP FS: gemeindeübergreifender "Handlungsschwerpunkt Flughafenum-
feldentwicklung" 

Der Bebauungsplan steht mit den Zielen der Raumordnung in Übereinstimmung. Für 
die Gemeinde Rangsdorf wurde gemäß LEP B-B keine zentralörtliche Funktion fest-
gelegt. Sie wird gemäß Festlegungskarte 1 LEP B-B weitgehend als Gestaltungsraum 
Siedlung dargestellt.  
Die Planung ist ebenfalls mit den Grundsätzen aus § 5 Abs. 2 und 3 LEPro 2007 so-
wie Grundsatz 4.1 LEP B-B vereinbar. Die Grundsätze aus § 6 Abs. 1 und 2 LEPro 
2007 sowie Grundsatz 5.1 Abs. 1 und 2 LEP B-B können nur teilweise berücksichtigt 
werden, da durch die Planung bisheriger Freiraum in Anspruch genommen wird. Al-
lerdings reduzieren die Ausgleichsmaßnahmen und die relativ geringe GRZ von 0,25 
(bzw. 0,375 mit Nebenanlagen) den Eingriff. Das Planvorhaben fördert auch die Inn-
entwicklung, da innerstädtische, erschlossene Brachflächen genutzt werden. Die ver-
bindliche Bauleitplanung setzt dabei die vorbereitende Bauleitplanung des Flächen-
nutzungsplanes um, wo das Plangebiet bereits als Wohnbaufläche dargestellt wird. 
Rangsdorf befindet sich im engeren Wirkbereich des Flughafens Berlin-Schönefeld, in 
dem ein gemeindeübergreifender „Handlungsschwerpunkt Flughafenumfeldentwick-
lung“ festgelegt wurde (Grundsatz 10 des Landesentwicklungsplan Flughafenstandor-
tentwicklung - G LEP FS). Dabei werden Maßnahmen insbesondere im Bereich des 
Verkehrs und der Gewerbeentwicklung, aber vor allem die Konzentration der Sied-
lungsentwicklung als maßgebliches Handlungsziel benannt (G 11 LEP FS). Der Be-
bauungsplan fördert die Innenentwicklung und ist somit vereinbar mit den Grundsät-
zen des LEP FS. 
Regionalplanung 
Das Plangebiet befindet sich nach dem 2. Entwurf des Regionalplans Havelland-
Fläming 2020 im Vorzugsraum Siedlung Rangsdorf. Nach Grundsatz 2.1.1 sollen die 
Vorzugsräume Siedlung für die Siedlungsentwicklung in der Region genutzt werden. 
Die Planungsabsicht steht in Übereinstimmung mit den Belangen der Regionalpla-
nung. 
Die Vereinbarkeit mit den Zielen und Grundsätzen der Raumordnung wurde im Be-
bauungsplanverfahren durch die Gemeinsame Landesplanung und die Regionale 
Planungsgemeinschaft bestätigt. 

3.3 Flächennutzungsplanung 
Der wirksame Flächennutzungsplan der Gemeinde Rangsdorf vom 15. Mai 2012 stellt 
für das Plangebiet eine Wohnbaufläche dar.  
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Abb. 3: Ausschnitt des Flächennutzungsplans. Das Plangebiet ist weiß umrandet. 
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4. Planungskonzept 
4.1 Ziele und Zwecke der Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans RA 13-2 "Stadtweg Mitte" verfolgt die Ge-
meinde Rangsdorf folgende Planungsziele: 
• Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzungen für die Errichtung von 

Wohngebäuden 
• Sicherung der Erschließung mit öffentlichen und privaten Verkehrsflächen 
• Berücksichtigung der Belange des Umweltschutzes 

4.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan 
Der Bebauungsplan ist aus dem geltenden Flächennutzungsplan Rangsdorf entwi-
ckelbar. Für die Festsetzung eines Allgemeinen Wohngebiets besteht vollständige 
Übereinstimmung mit der dargestellten Wohnbaufläche. Das Entwicklungsgebot ge-
mäß § 8 Abs. 2 Satz 1 BauGB ist gewahrt.  
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5. Planinhalt 
5.1 Nutzung der Baugrundstücke 
5.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB werden im Bebauungsplan drei Allgemeine Wohnge-
biete festgesetzt, die sich hinsichtlich Art und Maß der baulichen Nutzung nicht von-
einander unterscheiden. Die Trennung der Baugebiete ergibt sich allein durch die 
Verkehrsflächen.  
Das geplante Bauvorhaben entspricht im überwiegenden Maße dem Charakter eines 
Allgemeinen Wohngebiets gemäß § 4 BauNVO. Neben Wohngebäuden sind somit 
auch verschiedene gewerbliche Nutzungen oder Daseinsvorsorgeeinrichtungen all-
gemein oder ausnahmsweise zulässig, wenn sie der Versorgung des Gebietes die-
nen und/oder nicht störend sind. 
Gemäß der textlichen Festsetzung Nr. 1 wird in den Allgemeinen Wohngebieten die 
Zulässigkeit von Gartenbaubetrieben und Tankstellen ausgeschlossen. Gartenbaube-
triebe sollen aus städtebaulichen Gründen aufgrund ihrer Flächeninanspruchnahme, 
Tankstellen aufgrund der von ihnen ausgehenden störenden Wirkungen nicht zuge-
lassen werden. Für diese Betriebe bestehen in anderen Bereichen der Gemeinde Zu-
lassungsmöglichkeiten. Die Eigenart des Allgemeinen Wohngebietes bleibt gewahrt. 
Auf den Grundstücken ist die Errichtung von privaten Spielplatzanlagen zulässig. Es 
ist nicht Planungsabsicht der Gemeinde im Plangebiet einen öffentlichen Spielplatz 
im Bebauungsplan festzusetzen. Etwa 300 m nordöstlich des Plangebiets befindet 
sich bereits ein öffentlicher Spielplatz. Die Festsetzung eines Allgemeinen Wohnge-
biets schließt die Umsetzung eines öffentlich nutzbaren Spielplatzes nicht aus. Sollte 
künftig der Bedarf hierfür bestehen, kann dieser auch innerhalb des Plangebietes er-
richtet werden. 

5.1.2 Maß der baulichen Nutzung 
Das Maß der baulichen Nutzung gemäß § 9 Abs. 1 BauGB wird gemäß § 16 Abs. 2 
BauNVO durch die Grundflächenzahl (GRZ) und die Zahl der Vollgeschosse be-
stimmt.  

 Grundflächenzahl 
Für die Allgemeinen Wohngebiete wird eine GRZ von 0,25 festgesetzt. Die festge-
setzte GRZ von 0,25 unterschreitet die gemäß § 17 Abs. 1 BauNVO festgelegte 
Obergrenze für Allgemeine Wohngebiete deutlich. Ziel ist, die bauliche Verdichtung 
auf ein verträgliches Maß zu reduzieren und somit ausreichend Freiraum innerhalb 
des Baugebiets zu erhalten. Die Bodenversiegelung wird dadurch reduziert. 
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen und Stellplätzen 
mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, baulichen Anlagen 
unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unterbaut 
wird, bis zu 50 % überschritten werden (§ 19 Abs. 4 BauNVO). Somit ist rechnerisch 
eine sog. "GRZ II" von 0,375 zulässig. Zu den Nebenanlagen im Sinne des § 14 
BauNVO zählen Terrassen nicht dazu. Terrassen müssen unabhängig von ihrer 
Bauweise in der Grundflächenzahl für die Hauptanlagen von 0,25 berücksichtigt wer-
den. 
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Zahl der Vollgeschosse 
Die Zahl der Vollgeschosse wird im Bebauungsplan auf höchstens zwei begrenzt. Im 
Umfeld des Plangebietes sind überwiegend zweigeschossige Gebäude zu finden. 
Somit fügt sich das Bauvorhaben höhenmäßig in die Umgebung ein. 
Der Vorhabensbereich befindet sich gemäß § 12 LuftVG im Zuständigkeitsbereich der 
Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg und liegt außerhalb des 
Bauschutzbereiches des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld (künftig Flughafen 
Berlin Brandenburg Willy Brandt [BER]). Die luftrechtlichen Belange im Hinblick auf § 
12 LuftVG (Bauschutzbereich) werden demnach nicht berührt.1 

5.1.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
Für das Baugebiet wird gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 2 die Bauweise und die überbaubare 
Grundstücksfläche festgesetzt.  

 Bauweise 
In den Allgemeinen Wohngebieten wird eine offene Bauweise mit Einzel- und Dop-
pelhäusern festgesetzt. Diese Bauweise ist überwiegend im Umfeld  bzw. in der Ge-
meinde Rangsdorf vorzufinden. Hausgruppen sollen im Plangebiet nicht entstehen. 
Mit der Festsetzung von Einzel- und Doppelhäusern werden diese im Bebauungsplan 
ausgeschlossen.  

 Überbaubare Grundstücksfläche 
Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen bestimmt. Bau-
grenzen gemäß § 22 Abs. 3 BauNVO dürfen durch Gebäude nicht überschritten wer-
den. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Umfang kann zugelassen 
werden. Landesbaurechtliche Regelungen beispielsweise in Bezug auf den Abstand 
zu benachbarten Gebäuden bleiben hiervon unberührt. 
Die Baugrenzen wurden in Form eines großen Baufensters angelegt, so dass für die 
künftige Gebäudestellung und -größe eine erhöhte Flexibilität besteht. 

5.2 Verkehr 
Die äußere Erschließung des Plangebietes erfolgt über die Straße Am Stadtweg. 
Diese öffentliche Straße unterliegt keinen Einschränkungen und kann demnach auch 
für zusätzlichen Verkehr genutzt werden. Die Auswirkungen des künftigen Verkehrs 
ausgehend von der geplanten Bebauung im Plangebiet auf die umliegende Verkehrs-
infrastruktur sind als unerheblich anzusehen. Bei 33 Grundstücken ist nur von etwa 
60 Pkw zusätzlich auszugehen. Eine andere Zufahrt zu dieser Fläche ist nicht mög-
lich, der Fliederweg ist hierfür nur sehr eingeschränkt geeignet, zur Ladestraße oder 
Kienitzer Straße gibt es keine geeignete Verbindung. 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB wird zur Erschließung des Baugebietes eine 9,0 m 
breite öffentlicher Straßenverkehrsfläche mit einem 4,0 m breiten Abzweig in Rich-
tung Süden festgesetzt. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegen-
stand des Bebauungsplanes.  
Für den Ausbau der Planstraße liegen zur Zeit zwei Varianten vor. In der Variante A 
ist eine Mischverkehrsfläche mit einer nutzbaren Breite von 5,0 m geplant, die Nie-
derschlagsentwässerung erfolgt über eine Mulde. In der Variante B ist ein von der 
Fahrbahn (nutzbare Breite 4,75 m) getrennter Gehweg (1,56 m) geplant, hier muss 
das Niederschlagswasser abgeleitet werden. Alle für die Erschließung erforderlichen 
Anlagen können bei beiden Varianten in dem Querschnitt von 9,0 m untergebracht 
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werden. In der Variante B können jedoch keine Stellplätze gemäß § 12 StVO ange-
legt werden. Diese sind jedoch auch nicht erforderlich. Weiterhin ist bei der Variante 
B nur der Begegnungsfall Pkw/Pkw möglich, bei der Variante A auch der Begeg-
nungsfall Pkw/Lkw. 
Für die Gewährleistung der Sichtbeziehungen der Abbieger (Sichtdreiecke) sowie der 
Fahrdynamik (Abrundung der Straße) sind bei der Einmündung der Planstraße in die 
Straße Am Stadtweg an jeder Fahrbahnseite etwa 5,0 m breite Aufweitungen erfor-
derlich. Da die tatsächliche Fahrbahnbreite die festgesetzte 9,0 m breite öffentliche 
Verkehrsfläche deutlich unterschreiten wird, werden im Bebauungsplan nördlich und 
südlich der Einmündung Aufweitungen der Verkehrsfläche um 3,0 m festgesetzt.  
Da die Erschließungsstraße als Stichstraße mit einer Länge von mehr als 200 m aus-
geprägt ist, ist die Errichtung einer Wendeanlage erforderlich. Diese wird im Bebau-
ungsplan in Form eines zweiseitigen Wendehammers mit einem inneren Radius von 
6,0 m festgesetzt. 
Die untergeordnete innere Erschließung erfolgt in Form von Privatstraßen und We-
gen, deren genauen Lage und Dimensionierung erst im Rahmen der Bauausführung 
bestimmt wird. Für die ggf. notwendige Befahrung von Feuerwehr oder Müllfahrzeu-
gen auf diesen Straßen werden entsprechende Wendeanlagen bzw. die Grund-
dienstbarkeiten in einem gesonderten Verfahren nach dem Bebauungsplanverfahren 
vorgesehen. 
Die erforderlichen privaten Stellplätze werden auf den Baugrundstücken selbst her-
gestellt. Öffentliche Stellplätze sind bei der Ausbauvariante A der Planstraße vorge-
sehen. 
Für die Erschließung des Plangebietes können vorhandene Versorgungsleitungen 
u.a. von Gas und Elektrizität in der Straße Am Stadtweg genutzt werden. 

5.3 Fuß- und Radwege 
Zur Schaffung der planungsrechtlichen Voraussetzung der Verknüpfung des Plange-
bietes mit der Umgebung werden gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB zwei öffentliche 
Verkehrsflächen mit der besonderen Zweckbestimmung "Fuß- und Radweg" festge-
setzt.  
Im Ergebnis der Behördenbeteiligung wurde die Breite der Fuß- und Radwege von 
2,0 m auf 3,0 m erhöht, um die gemeinsame Nutzung durch Fußgänger und Radfah-
rer zu ermöglichen und um den verkehrsrechtlichen Anforderungen zu entsprechen. 
Südlich der Planstraße ist eine 4,0 m breite Abzweigung der öffentlichen Straßenver-
kehrsfläche festgesetzt. Damit sind die Befahrung durch Anlieger sowie eine Benut-
zung durch Fußgänger und Radfahrer allgemein zulässig. Im weiteren Verlauf in 
Richtung Fliederweg mündet die Straßenverkehrsfläche in einen Fuß- und Radweg. 
Damit können nur Fußgänger und Radfahrer den Fliederweg erreichen. Eine Befah-
rung des Plangebietes durch Kraftfahrzeuge vom Fliederweg aus ist nicht vorgesehen 
und wird durch die zeichnerische Festsetzung "Bereich ohne Ein- und Ausfahrten für 
Kraftfahrzeuge" planungsrechtlich ausgeschlossen. Ein Gartenzugang der anliegen-
den Baugrundstücke für Fußgänger oder Radfahrer ist dabei möglich. 
Im Verlauf des Bebauungsplanverfahrens war beabsichtigt, das Flurstück 732 (in 
Verlängerung des nördlichen Fuß- und Radweges) mit einem Geh- und Radfahr-
recht zugunsten der Allgemeinheit zu belasten und so die öffentliche Benutzung der 
vorhandenen Privatstraße planungsrechtlich zu sichern.  
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Im Ergebnis der erneuten Beteiligung werden im Bebauungsplan keine zeichneri-
schen und textlichen Festsetzungen zur Sicherung eines Geh- und Radfahrrechtes 
zugunsten der Allgemeinheit auf dem Flurstück 732 getroffen. In Abwägung der öf-
fentlichen und privaten Belange ergibt sich, dass der baurechtliche Eingriff in das 
Privateigentum nicht ausreichend durch öffentliche Belange gerechtfertigt ist. 
Der zu erwartende Nutzen der Öffentlichkeit ist gering. Zum einen würde aufgrund 
der dezentralen Lage nur ein geringer Benutzerkreis die Wegeverbindung bean-
spruchen. Zum anderen würde sich durch den Weg eine höchstens geringfügige 
Verbesserung der Erreichbarkeit von Zielen in der Umgebung ergeben, parallel ver-
laufende Straßen und Wege (Stadtweg, Kienitzer Straße) führen auf kürzerem We-
ge zu Infrastruktureinrichtungen im Süden und Südosten des Plangebietes. 
Zusätzlich zur Duldung des Fußgänger- und Radverkehrs ist die Belastung der Pri-
vateigentümer in Hinsicht auf die Verkehrssicherung in der Abwägung zu berück-
sichtigen. Hierbei sind Fragen bspw. der Haftung bei Verkehrsunfällen der ausfah-
renden Pkw nicht abschließend geklärt.  
Für das Flurstück 732 bestehen nach der Änderung somit nur noch folgende zwei 
Festsetzungen: 
• Allgemeines Wohngebiet (zeichnerische Festsetzung) 
• Alle Festsetzungen des Bebauungsplanes "Stadtweg Nord" treten außer Kraft 

(Textliche Festsetzung Nr. 3) 
Diese Festsetzungen sind weiterhin Bestandteil des Bebauungsplanes. Im festge-
setzten Bebauungsplan "Stadtweg Nord" sind hier ein Allgemeines Wohngebiet und 
durchgängige Baugrenzen festgesetzt. Die Privatstraße mit Carports auf dem Flur-
stück 732 ist als zulässige Nebenanlage außerhalb der überbaubaren Grundstücks-
flächen im Allgemeinen Wohngebiet zulässig. Demnach bleibt der Bestand pla-
nungsrechtlich gesichert. Da Gebäude an dieser Stelle nicht errichtet wurden, ist die 
Festsetzung von überbaubaren Grundstücksflächen hier nicht mehr erforderlich. 
Dadurch werden zudem auch Sichtbeziehungen erhalten. 
Die Verkehrsfläche mit der besonderen Zweckbestimmung "Geh- und Radweg" 
bleibt Inhalt des Bebauungsplanes. Sie dient nunmehr der Erschließung der anlie-
genden Grundstücke. 
Der Wegfall des Geh- und Radfahrrechtes betrifft nicht die Grundzüge der Planung. 
Diese Planänderung liegt im Interesse der betroffenen Eigentümer der sonst zu be-
lastenden Fläche und bedeutet für die Anwohner und die übrige Öffentlichkeit keine 
Verschlechterung der bisherigen Situation, da auch bisher kein gesicherter Durch-
gang vorhanden war. Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange haben konkret zu der Festsetzung des Geh- und Radfahrrechtes auf dem 
Flurstück 732 keine Hinweise in der bisherigen und in der erneuten Beteiligung ab-
gegeben. Von einer Betroffenheit der Behörden ist somit nicht auszugehen. Im Er-
gebnis ist keine erneute Beteiligung erforderlich.  

5.4 Grünfestsetzungen, Versickerung, Erdwärme 
Auf Grundlage der Bewertung durch einen Landschaftsplaner wird im Bebauungsplan 
eine Vielzahl von Bäumen entlang der äußeren Plangebietsgrenzen als zu erhalten 
festgesetzt. Die Bäume bieten Vogelschwärmen Rastmöglichkeiten und stellen auf-
grund ihrer Größe einen besonderen ökologischen Wert dar. Zusätzlich wird gemäß 
der textlichen Festsetzung Nr. 5 bis 7 die Anpflanzungen von Bäumen und Hecken im 
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Plangebiet bestimmt. Dies dient dem Ausgleich der im Plangebiet vorgenommen Ein-
griffe und soll das Einfügen der künftigen Bebauung in das Landschaftsbild verbes-
sern. 
Entlang der westlichen Plangebietsgrenze wird eine 3,0 m breite öffentliche Grünflä-
che festgesetzt, welche für die Versickerung des Niederschlagswassers von der 
Straße Am Stadtweg dient. 
Auf allen Wohnbaugrundstücken ist eine Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und 
Wegen nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen (Textliche Festset-
zung Nr. 2).  Die Herstellung von Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und 
sonstige, die Luft- und Wasserdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernde Be-
festigungen sind unzulässig. In Verbindung mit der geringen GRZ wird damit die Ver-
siegelung im Sinne des schonenden Umgangs mit Grund und Boden deutlich vermin-
dert.  
Innerhalb des Plangebietes werden unversiegelte Freiflächen erhalten, sodass das 
anfallende Niederschlagswasser versickern kann und die Bodenfunktionen anteilig 
erhalten bleiben. Dabei stehen gegebenenfalls auch Möglichkeiten der technischen 
Regenrückhaltung wie Rigolen zur Verfügung. Die Versickerung auf dem Grundstück 
ist durch die Bauherren im Genehmigungsverfahren nachzuweisen. Eine Einleitung 
von Niederschlagswasser von Privatgrundstücken in die Schmutzwasserkanalisation 
ist generell untersagt und für die Einleitung in die Straßenentwässerungsanlagen gibt 
es keine Rechtsgrundlage. Die Entwässerung der öffentlichen Straße im Plangebiet 
findet über Versickerungsanlagen entlang der Fahrbahn statt.  
Das Umweltamt des Landkreises Teltow-Fläming hat zum Thema Erdwärmenutzung 
folgenden Hinweis abgeben, der auf der Planzeichnung wiedergegeben wird. Der 
Hinweis muss nicht im Bebauungsplan festgesetzt werden, da er durch andere Fach-
gesetze geregelt wird. "Innerhalb des B-Plangebietes können je Grundstück für Wär-
mepumpenanlagen nur Bohrungen für Erdwärmesonden mit einer Tiefe bis max. 60 
m und mit einem Mindestabstand von je 5 m ab Grundstücksgrenze zugelassen wer-
den. Diese Tiefenbegrenzung ist einzuhalten, d.h. geringere Tiefen sind zulässig , 
darüber hinaus nicht."2 Die festgelegte Tiefenbegrenzung ergibt sich aufgrund der 
vorherrschenden Boden- und Grundwasserbeschaffenheit (Salzwasserproblematik) 
und der Vielzahl der zu errichtenden Einfamilienhäuser und möglichen Wärmepum-
penanlagen mit Bohrungen. In diesem Bereich muss verhindert werden, dass das 
nutzbare Grundwasser mit Salzwasser aus tieferen Regionen vermischt wird und 
dadurch für die nächsten Generationen nicht mehr nutzbar ist.  

5.5 Immissionsschutz 
Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung er-
stellt, die die künftige Lärmbelastung untersucht. Aus den Ergebnissen der Berech-
nungen wird deutlich, dass die Schalltechnischen Orientierungswerte für Schallemis-
sionen aus dem Schienen- und Straßenverkehrslärm im Plangebiet nicht eingehalten 
werden können. 
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Abb. 4: Immissionen vom Straßenverkehr am Tag (Quelle: Schalltechnische Untersuchung; Rangsdorf, 
B-Plan Nr. RA 13-2 „Stadtweg Mitte“; Akustik und Ingenieur Consult, W. Butry & H.-J. Rabann GbR; 
Frankfurt (Oder), Oktober 2014) 

In den Bebauungsplan wird zum Schutz vor Lärm folgende textliche Festsetzung Nr. 
4 gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB aufgenommen: "Im Allgemeinen Wohngebiet müs-
sen die Außenbauteile einschließlich der Fenster von Aufenthalts- und Schlafräumen 
ein bewertetes Luftschalldämmmaß (R'w,res nach DIN 4109, Ausgabe Nov. 1989) 
von mindestens 33 dB aufweisen." Aktive Schutzmaßnahmen wie Schallschutzwände 
oder -wälle werden nicht umgesetzt, da die Aufwendungen hierfür sowie die negati-
ven Auswirkungen u. a. auf das Ortsbild an dieser Stelle außer Verhältnis zum 
Schutzzweck stehen. 
Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb der Lärmschutzbereiche des künftigen 
Flughafens Berlin-Brandenburg, welche gemäß § 3 des Gesetzes zum Schutz gegen 
Fluglärm durch das Ministerium für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz fest-
gelegt wurden. Eine nachrichtliche Übernahme im Bebauungsplan ist demzufolge 
nicht erforderlich. 
Die Flughafengesellschaft wurde ebenfalls am Planverfahren beteiligt. Dabei wurde 
folgende Stellungnahme zum Fluglärm abgegeben: "Im Zusammenhang mit Betrieb 
und Ausbau des Verkehrsflughafens Berlin-Schönefeld muss im Plangebiet mit durch 
Fluglärm verursachten Geräuschimmissionen gerechnet werden. Wir weisen darauf 
hin, dass Schutzmaßnahmen und Entschädigungsleistungen, soweit diese im Zu-
sammenhang mit der Entwicklung des Standortes erforderlich werden, von der FBB 
GmbH nicht übernommen werden. Bezüglich der Diskussion um die künftigen Flug-
routen für den Flughafen Berlin Brandenburg weisen wir darauf hin, dass die Festle-
gung der An- und Abflugverfahren nicht Bestandteil des PIanfeststellungsbeschlusses 
für den Flughafen Berlin Brandenburg ist. Diese werden vom Bundesaufsichtsamt für 
Flugsicherung (BAF) nach Vorarbeiten der Deutschen Flugsicherung GmbH (DFS) 
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durch Rechtsverordnung des Bundes verbindlich festgelegt, erstmalig geschah dies 
mit der LuftVODV 247 vom 10.02.2012."3 

5.6 Flächenübersicht 
 Tab. 1: Flächenübersicht, Angaben in Hektar (ha) 

Fläche Bestand Planung 

Geltungsbereich 2,46 2,46 

Landwirtschaftsfläche 2,43 0,00 

Allgemeine Wohngebiete 0,03 2,20 

öffentliche Straßenverkehrs-
fläche 

0,00 0,22 

öffentliche Fuß- und Radwege 0,00 0,02 

öffentliche Grünfläche 0,00 0,02 

      Werte gerundet 
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6. Umweltbericht 
6.1 Kurzbeschreibung des Vorhabens und rechtlichen Rahmenbedingungen 
6.1.1 Kurzbeschreibung 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans "RA 31-2 Stadtweg Mitte" (2,464 ha) liegt 
im Norden von Rangsdorf, Gemeinde Rangsdorf, Landkreis Teltow-Fläming im Bun-
desland Brandenburg (vgl. Übersichtskarte im Bebauungsplan). Die Fläche grenzt im: 
• Norden an Mehrfamilienhäuser und die Anemonenstraße, 
• Osten an Einfamilienhäuser, 
• Süden an Einfamilienhäuser und den Fliederweg, 
• Westen an die Straße "Am Stadtweg", dahinter Acker, eine Wiese und nach 

230 m an eine Bahnlinie. 
Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB wird ein Allgemeines Wohngebiet mit einer GRZ von 
0,25 festgesetzt (vgl. Bebauungsplan). Die zulässige Grundfläche darf durch die 
Grundflächen von Garagen und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im 
Sinne des § 14 BauNVO, baulichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch 
die das Baugrundstück lediglich unterbaut wird, bis zu 50 % überschritten werden. 
Zusätzlich sind folgende Nutzungen und Flächen geplant: 
• öffentliche Verkehrsfläche 
• öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg 
• mit Geh- und Radfahrrechten zugunsten der Allgemeinheit zu belastende Fläche 
• öffentliche Grünfläche 
Eine ausführliche Beschreibung des Vorhabens ist in den vorigen Kapiteln zu finden.  

6.1.2 Rechtliche Rahmenbedingungen 
In diesem Kapitel werden die für das Vorhaben planungsrelevanten, rechtlichen 
Rahmenbedingungen genannt. 

Bauplanungsrechtliche Ausgangssituation 
Das Plangebiet ist von drei Seiten bebaut. Planungsrechtlich muss es jedoch auf-
grund seiner Größe und derzeitigen landwirtschaftliche Nutzung als so genannter 
Außenbereich im Innenbereich eingeschätzt werden. Die Zulässigkeit von Bauvorha-
ben richtet sich somit nach § 35 BauGB. Der Bebauungsplan wird im regulären zwei-
stufigen Verfahren gemäß §§ 2, 3, 4 und 4a BauGB aufgestellt.  
Die im Bebauungsplan "Stadtweg Mitte" mit Geh- und Radfahrrechten zugunsten der 
Allgemeinheit zu belastende Fläche liegt innerhalb des rechtskräftigen Bebauungs-
plans "Stadtweg Nord", der dort ein Allgemeines Wohngebiet festsetzt. Seine relevan-
ten zeichnerischen und textlichen Festsetzungen bleiben auf dieser Fläche unverän-
dert bestehen (vgl. textliche Festsetzung Bebauungsplan "Stadtweg Mitte"). 
Das BauGB verlangt für die Aufstellung eines Bebauungsplans eine Umweltprüfung, 
bei der die Belange des Umweltschutzes sowie die voraussichtlichen erheblichen 
Umweltauswirkungen zu ermitteln und zu bewerten sind. Die Ergebnisse sind in ei-
nem Umweltbericht als gesonderten Teil der Begründung darzustellen (§§ 2, 2a 
BauGB). 
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Beurteilung von Eingriffen 
Sind auf Grund der Aufstellung, Änderung, Ergänzung oder Aufhebung von Bauleit-
plänen oder von Satzungen nach § 34 Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 des Baugesetzbu-
ches Eingriffe in Natur und Landschaft zu erwarten, ist über die Vermeidung, den 
Ausgleich und den Ersatz nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu entschei-
den. (§ 18 Abs. 1 BauGB) 

Besonderer Artenschutz gem. § 44 BNatSchG 
Die Verbote des besonderen Artenschutzes gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG zu) sind zu beachten. Ein ausführlicher Fachbeitrag dazu ist im Anhang B 
zu finden. Die Ergebnisse daraus sind zusammenfassend im Umweltbericht integriert 
(Kap. 6.4.5 und 6.4.6). 

Zuständigkeit der Naturschutzbehörden 
Gemäß § 1 der Naturschutzzuständigkeitsverordnung (NatSchZustV) ist die untere 
Naturschutzbehörde des Landkreises Teltow-Fläming zuständig für die Durchführung 
des BNatSchG sowie des BbgNatSchAG und der auf ihrer Grundlage erlassenen 
Rechtsvorschriften.4 

Baumschutzsatzung 
Die Baumschutzsatzung beschränkt sich auf die im Zusammenhang bebauten Orts-
teile, den Geltungsbereich der Bebauungspläne und der Vorhaben- und Erschlie-
ßungspläne im Gebiet der Gemeinde Rangsdorf. Für die Gehölze im Geltungsbereich 
des Bebauungsplans treffen folgende Aussagen der Baumschutzsatzung zu. 
Geschützt sind: 
• Bäume mit einem Stammumfang von mindestens 60 cm, 
• mehrstämmig ausgebildete Bäume, wenn wenigstens 2 Stämme einen Stamm-

umfang von mindestens 40 cm aufweisen. 
Diese Satzung gilt nicht für: 
• Obstbäume mit Ausnahmen von Walnussbäumen, Esskastanien und Edeleber- 

eschen, 
• Pappeln, Robinien und Weiden. 

6.2 Wesentliche Wirkungen 
Wirkungen sind aus dem Vorhaben resultierende Effekte, die bei einem Umweltbe-
lang Änderungen im Bestand oder Reaktionen im Verhalten auslösen können (Aus-
wirkungen)5. Sie sind die Ursache für Beeinträchtigungen oder positive Entwicklungen 
der Umweltbelange (Kap. 6.4). Im Folgenden werden nur Wirkungen des Vorhabens 
behandelt, die sich potenziell erheblich auswirken können (BauGB Anlage 1 (zu § 2 
Abs. 4, §§ 2a und 4c)). Der Raum, in dem vorhabensbedingte, erhebliche Wirkungen 
auftreten, definiert die Reichweite der Untersuchungen (Untersuchungsraum) (Kap. 
6.3). 

Baubedingte Wirkungen 
optische und akustische Reize, 
Erschütterungen 

durch Baupersonal und -maschinen  

temporäre Beseitigung extensi-
ver Gras- und Staudenfluren 

durch Baufeldräumung und Materiallagerung 
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Anlagebedingte Wirkungen 
Versiegelung durch den Überbau von Boden durch Bauwerke 

und Verkehrsflächen 

dauerhafte Beseitigung von Ge-
hölzen, Gras- und Staudenfluren 

durch den Überbau oder die Umgestaltung der 
Bodenoberfläche  

Betriebsbedingte Wirkungen 
vermehrte optische und akusti-
sche Reize (Geräusche, Licht, 
Bewegung) 

durch Menschen und Verkehrsaufkommen  

6.3 Untersuchungsraum und Methoden 
6.3.1 Untersuchungsraum 

Der Untersuchungsraum ist der Raum, in dem vorhabensbezogene Auswirkungen auf 
Umweltbelange möglich sind5. Der Untersuchungsraum für Schutzgebiete und ge-
schützte Objekte ist der Geltungsbereich des Bebauungsplans. Eine Ausnahme stel-
len Natura 2000-Gebiete dar, bei denen sich der Untersuchungsraum bis zum nächst 
gelegenen Natura 2000-Gebiet erstreckt.  
Für Mensch/Schall wurden für Schienenverkehr die Geräuschemissionen der Eisen-
bahnlinie Berlin-Dresden untersucht (westlich des Geltungsbereichs). Für Straßen-
verkehr wurden die Autobahn Berliner Ring (nördlich), die Kienitzer Straße und die 
Anliegerstraße Am Stadtweg (westlich) berücksichtigt. 
Den Untersuchungsraum für Tiere bilden der Geltungsbereich und seine direkte Um-
gebung. Bei Pflanzen, Boden, Wasser, Kulturgütern und sonstige Sachgütern werden 
keine über den Geltungsbereich hinausgehenden erheblichen Auswirkungen erwar-
tet. Der Geltungsbereich ist somit der Untersuchungsraum.  
Weitere Details der Untersuchung werden im entsprechenden Kapitel des Umweltbe-
langs aufgeführt. 

6.3.2 Datengrundlage und Bewertung der Datenbasis 
Folgende allgemeine Daten bildeten die Grundlage für den Umweltbericht: 
• Geländebegehung 1.10.2014 
• Vermessung vom September 2013 
• Landesentwicklungsprogramm 
• Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg 
• Regionalplan Havelland-Fläming 2020 
• Flächennutzungsplan inkl. Umweltbericht6  
• Landschaftsprogramm7 
• Landschaftsrahmenplan8 
• Landschaftsplan9 
• Kartendienst zu den Schutzgebieten10 
Für einen Umweltbelang spezifische Daten werden im dazugehörigen Kapitel darge-
stellt. Die Datenbasis ist ausreichend, insofern nicht anderes in den Folgekapiteln ge-
nannt wird. 
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6.3.3 Bewertung und Kompensation 
Die Methoden der Bewertung und Kompensation erfolgten auf Grundlage der "Hin-
weise zum Vollzug der Eingriffsregelung"11. Die erforderliche Kompensationsfläche 
für Beeinträchtigungen bemisst sich dabei nach dem Umfang der zusätzlichen Bo-
denversiegelung. Aufgrund der Multifunktionalität einer Kompensationsmaßnahme 
wird davon ausgegangen, dass Beeinträchtigungen anderer Umweltbelange von all-
gemeiner Bedeutung ebenfalls darüber kompensiert werden können. Eine spezielle 
Kompensation kann erforderlich sein, wenn Umweltbelange besonderer Bedeutung 
erheblich beeinträchtigt werden (Tab. 1, Tab. 2, Tab. 3). 
 
Tab. 1: Wertstufen für Pflanzen und Biotope 

Wertstufe Beschreibung 

besondere Bedeutung wesentliche Relevanz für Arten der Roten Liste mit mindestens 
dem Status "Vorwarnliste" oder für besonders geschützte Arten 

 Schutzgebiete und geschützte Objekte 

allgemeine Bedeutung keine wesentliche Relevanz für Arten der Roten Liste mit mindes-
tens dem Status "Vorwarnliste " 

keine Bedeutung keine wesentliche Bedeutung für Arten, z.B. asphaltierte Straßen 

 

Tab. 2: Wertstufen für Tiere und deren Lebensräume 

Wertstufe Beschreibung 

besondere Bedeutung wesentliche Relevanz für Arten der Roten Liste mit mindestens 
dem Status "Vorwarnliste " oder für eine Lebensgemeinschaft 
besonders geschützte Arten 

allgemeine Bedeutung keine wesentliche Relevanz für Arten der Roten Liste mit mindes-
tens dem Status "Vorwarnliste " oder für eine Lebensgemein-
schaft besonders geschützte Arten 

keine Bedeutung keine wesentliche Bedeutung für Arten 

 

Tab. 3: Wertstufen für sonstige Umweltbelange 

Wertstufe Beschreibung 

besondere Bedeutung geschützte Bereiche oder Objekte 

allgemeine Bedeutung keine wesentliche Bedeutung für den Umweltbelang 

keine Bedeutung keine Bedeutung für den Umweltbelang 

 

6.4 Beschreibung und Bewertung des Zustands, der Umwelt und der Umweltaus-
wirkungen des Vorhabens 
Dieses Kapitel enthält die Belange des Umweltschutzes, die gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB bei der Aufstellung oder Änderung von Bauleitplänen insbesondere zu be-
rücksichtigen sind. 
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6.4.1 Ziele des Umweltschutzes der einschlägigen Fachgesetze und Fachpläne 
Der Umweltbericht muss die in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festge-
legten Ziele des Umweltschutzes, die für den Bauleitplan von Bedeutung sind, und 
der Art, wie diese Ziele und die Umweltbelange bei der Aufstellung berücksichtigt 
wurden, darstellen (Anlage 1 zu § 2 Abs. 4, §§ 2a und 4c BauGB). Diese Aussagen 
werden themenbezogen in den Kapiteln des jeweiligen Umweltbelangs unter dem 
Punkt "Fachplanerische Ziele und Hinweise" aufgegriffen. Themenübergreifende 
Aussagen finden sich in diesem Kapitel.  

Räumliche Gesamtplanung 
Die Aussagen der räumlichen Gesamtplanung werden in Kap. 3 aufgeführt. Der Be-
bauungsplan steht diesen Planungen nicht entgegen. 

 Landschaftsplanung 
Landschaftsprogramm 
Die Aussagen des Landschaftsprogramms sind von 2001. Seine Aussagen sind in 
den aktuelleren, nachfolgenden Planungsebenen (Landschaftsrahmenplan und Land-
schaftsplan) berücksichtigt und räumlich konkretisiert. Das Landschaftsprogramm 
wird daher nicht ausgewertet. 

Landschaftsrahmenplan 
Der Landschaftsrahmenplan stellt keine allgemeine Ziele oder Hinweise dar. 

Landschaftsplan 
Der Landschaftsplan zum Flächennutzungsplan zeigt als Entwicklungsziel für das 
Plangebiet "Gartensiedlungsbereich mit hohem Baumanteil"6. 
Der Bebauungsplan berücksichtigt die Ziele und Hinweise durch folgende Maßnah-
men: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 

6.4.2 Schutzgebiete und geschützte Objekte 
Das dem Geltungsbereich am nächsten gelegene NATURA 2000-Gebiet ist das FFH-
Gebiet Zülow-Niederung (DE 3746-309). Es liegt ca. 1 km südöstlich des Vorha-
bens10. Aufgrund der Merkmale des Vorhabens und der hohen Entfernung besteht 
nicht die Gefahr, ein Natura 2000-Gebiet erheblich zu beeinträchtigen.  
Im oder direkt an den Geltungsbereich angrenzend gibt es keine gem. § 18 
BbgNatSchAG bzw. § 30 BNatSchG geschützten Biotope.  
Es gibt gem. der Baumschutzsatzung geschützte Gehölze (vgl. Kap. 6.4.5). 
Der Geltungsbereich wird von besonders und streng geschützten Tierarten genutzt 
(vgl. Kap. 6.4.6). 
Das Vorhaben hat keine Auswirkungen auf sonstige Schutzgebiete oder geschützte 
Objekte. 
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6.4.3 Boden 
Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. Fachplanerische Ziele und Hinweise liegen nicht vor. 

Beschreibung und Bewertung des Bestands 
Kampfmittel12 und Bodendenkmale13 sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vor-
handen. 
Der Boden besteht in der Osthälfte aus Braunerde, im Westen aus Gley-Braunerde; 
diese Böden sind von allgemeiner Bedeutung8. Die potentielle Erosionsgefährdung 
durch Wind unter Berücksichtigung von Nutzung und Landschaftselementen ist im 
Nordosten mittel, im geringen Umfang hoch. Eine Gefährdung durch Wassererosion 
besteht im geringen Umfang durch die leichte Hanglage. Versiegelungen gibt es 
nicht. 

Auswirkungen 
Erhebliche Beeinträchtigungen sind nur anlagebedingt durch Versiegelungen zu er-
warten. Nach Empfehlungen des Ministeriums für Infrastruktur und Raumordnung14 
ist für Teilversiegelungen wie Schotter ein Versiegelungsgrad von 50 % anzunehmen. 
Für vollversiegelte Bereiche wie Beton gilt ein Versiegelungsgrad von 100 %.  
 
Tab. 4: Bilanzierung der Versiegelung  

Art der  
Versiegelung 

Größe  
in qm 

Versiegelungs- 
grad in % 

anrechenbare Ver-
siegelung  

in qm 

Wohngebiete (21.855 qm) 
Versiegelung durch die GRZ 0,25 5.464 100 5.464 

Versiegelung durch Überschreitung der 
GRZ um 50 % 

2.732 50 1.366 

Summe   6.830 

öffentliche Verkehrsfläche "Planstraße" (2.174 qm) 
Fahrbahn Asphalt 1.244 100 1.244 

Gehweg Pflaster 212 100 212 
Bankett  
Schotterrasen 

170 25 42 

Grundstückszufahrt 
Pflaster 

83 100 83 

unbefestigt 550 0 0 
Summe   1.580 

öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg 
Schotter 163 50 82 

Summe aller Versiegelungen 

   8.492 

 
Für das Wohngebiet ist die GRZ 0,25 mit einem Versiegelungsgrad von 100 % fest-
gesetzt (Tab. 4). Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen von Garagen 
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und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO, bau-
lichen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück ledig-
lich unterbaut wird, bis zu 50 % überschritten werden. Festgesetzt ist, dass auf allen 
Wohnbaugrundstücken die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und Wegen nur in 
wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen ist. Wegen dieses hohen Anteils 
an wasserdurchlässigen Teilversiegelungen wird davon ausgegangen, dass für diese 
Überschreitungsflächen ein Versiegelungsgrad von 50 % anzurechnen ist. 
Für die öffentliche Verkehrsfläche wird zur Berechnung der Versiegelung folgendes 
angenommen: 
• Fahrbahn Asphalt: 5 m 
• Gehweg Pflaster: 1,5 m 
• Bankett Schotterrasen je Seite: 0,5 m 
• 22 gepflasterte Grundstückszufahrten: 3 m Breite 
Das entspricht einer einem Versiegelungsgrad der öffentlichen Verkehrsfläche von 
73 %. 
Unter den voran getroffenen Annahmen dürfen durch den Bebauungsplan bis zu 
8.492 qm neu versiegelt werden. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich 
(vgl. Kap. 6.4.3): 
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 

6.4.4 Wasser 
Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. Fachplanerische Ziele und Hinweise liegen nicht vor. 

Beschreibung und Bewertung des Bestands 
Oberflächengewässer befinden sich nicht im Geltungsbereich. Er liegt in keinem 
Wasserschutzgebiet6 oder Hochwasserrisikobereich15. 
Die Grundwasserneubildung beträgt 100-150 mm/Jahr8. Der Grundwasserflurabstand 
nimmt von Ost (5-10 m Flurabstand) nach West (< 5 m) ab8. Damit vermindert sich 
auch die Grundwassergefährdung von östlich mittel bis westlich niedrig8 9. Sonstige 
Gefährdungen oder Beeinträchtigungen liegen nicht vor8.  
Der Umweltbelang ist von allgemeiner Bedeutung. 

Auswirkungen 
Auswirkungen auf den Umweltbelang Wasser entstehen nur anlagebedingt. Versiege-
lungen durch Überbauung erhöhen den Direktabfluss nach Niederschlagsereignissen 
und verringern die Wasserrückhaltefunktion und Grundwasserneubildung. Nieder-
schlagswasser wird nach Maßgabe des Wasserhaushaltsgesetzes im Geltungsbe-
reich versickert. Erhebliche Beeinträchtigungen auf das Grundwasser sind dadurch 
nicht zu erwarten. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich:  
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• Niederschlagswasser im Geltungsbereich versickern 
• Versiegelung vermeiden 

6.4.5 Pflanzen und Biotope 
Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Der Landschaftsrahmenplan zeigt als Ziel die nachrangige Aufwertung von Ackerflu-
ren. Da der Geltungsbereich im Flächennutzungsplan und Bebauungsplan als Wohn-
baufläche dargestellt ist, kann das Ziel nicht verwirklicht werden. 
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. 

Untersuchungsmethode 
Zur Einstufung des Bestandes wurde am 1.10.2014 eine Biotoptypenkartierung16 
durchgeführt. Die Kartierung erfolgte bis zu der Biotoptypenebene, bis zu der eine 
abschließende Einstufung zum Schutz gem. Naturschutzrecht oder Baumschutzsat-
zung möglich war. Weitere Untergliederungen und Beschreibungen wurden vorge-
nommen, wenn es aus tierökologischer Sicht sinnvoll ist. Zusätzlich wurden - falls 
vorhanden - gefährdete und besonders geschützte Pflanzenarten und andere bewer-
tungsrelevante Strukturen kartiert.  
Für Belange des Besonderen Artenschutzes gem. § 44 BNatSchG wurde ein Fach-
gutachten angefertigt (Anhang B), dessen Ergebnis im folgenden Kapitel zusammen-
gefasst ist. 

Beschreibung des Bestands 
Die potenzielle natürliche Vegetation wäre ein Hainrispengras-Winterlinden-Hainbuch-
enwald8. 

Biotoptypen 
Zum Zeitpunkt der Geländebegehung setzte sich der Geltungsbereich aus den in 
Tab. 5 aufgeführten Biotoptypen zusammen (vgl. Anhang A). Keiner der Biotoptypen 
entspricht einem FFH-Lebensraumtyp, ist geschützt oder gefährdet. Sie sind daher 
von allgemeiner Bedeutung. 
 
Tab. 5: Biotoptypen16 

Bezeichnung 
Buchstaben-

code 
des Biotoptyps 

Größe  

intensiv genutzter Acker / Ackerbrache LI / LB 2,323 ha 
Hecken und Windschutzstreifen, von Bäumen 
überschirmt (>10% Überschirmung), geschlos-
sen, überwiegend heimische Gehölze 

BHBH 0,085 ha 

Hecken und Windschutzstreifen, ohne Über-
schirmung, geschlossen, überwiegend heimi-
sche Gehölze 

BHOH 0,038 ha 

Verkehrsfläche OV 0,018 ha 
Baumreihen, mehr oder weniger geschlossen 
und in gesundem Zustand, überwiegend hei-

BRRG 17 m 
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mische Baumarten lang 
Summe  2,464 ha 

 

BHBH: Hecken und Windschutzstreifen, von Bäumen überschirmt (>10% Überschir-
mung), geschlossen, überwiegend heimische Gehölze 
An Süd- und Ostgrenze gibt es geschlossene, von Bäumen überschirmte Hecken 
überwiegend heimischer Gehölze. Die östliche Hecke setzt sich in der Baumschicht 
dominierend aus Stiel-Eiche und teils aus Spitz-Ahorn zusammen. In der Strauch-
schicht kommen vornehmlich Linde, Spitz-Ahorn, Hasel und Wild-Apfel vor. Die südli-
che Hecke setzt sich in der Baumschicht überwiegend aus Eiche und Robinie zu-
sammen. In der Strauchschicht dominieren Brombeeren. Daneben gibt es Schnee-
beere, Spitz-Ahorn, Robinie und Flieder. 

BHOH: Hecken und Windschutzstreifen, ohne Überschirmung, geschlossen, über-
wiegend heimische Gehölze 
Im Süden gibt es eine Hecke, die sich im östlichen Drittel aus der Zierpflanze Weißer 
Hartriegel zusammensetzt. Im westlichen Teil kommen flächendeckend Brombeeren 
vor. 

BRRG: Baumreihen, mehr oder weniger geschlossen und in gesundem Zustand, 
überwiegend heimische Baumarten 
Im Nordwesten wächst auf der Ackerbrache eine Baumreihe aus Stiel-Eichen und ei-
ner Birke. 

LI / LB: Intensiv genutzter Acker / Ackerbrache 
Der Geltungsbereich wird fast ausschließlich von einer artenreichen Ackerbrache 
eingenommen (Abb. 5). Neben vielen verschiedenen Kräutern (u.a. Königskerze, Wi-
cken, Sauerampfer, Beifuß, Rainfarn, Geruchloser Kamille, Acker-Krummhals) neh-
men Süßgräser einen großen Teil der Vegetationsdecke ein. Für den Acker besteht 
gemäß Aussage des Vorhabenträgers ein Bewirtschaftungsvertrag, sodass er jeder-
zeit wieder umgebrochen werden kann. 

OV: Verkehrsfläche 
In der nördlichen Erweiterung des Geltungsbereichs liegt eine befestigte Verkehrsflä-
che. 
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Abb. 5: Typische Biotopstruktur 
 
Alle geschützten Bäume werden zum Erhalt festgesetzt. Sonstige Gehölze, Gras- und 
Staudenflure können beseitigt, umgenutzt oder überbaut werden. 

Gehölze der Baumschutzsatzung 
Im Geltungsbereich gibt es gem. der Baumschutzsatzung geschützte Bäume 
(Tab. 6). Sie sind von besonderer Bedeutung. Der Bebauungsplan setzt diese Bäume 
zum Erhalt fest.  
 
Tab. 6: Gemäß der Baumschutzsatzung geschützte Gehölze und Neupflanzungen. 

Art 
Stammum-

fang 
in cm 

Anzahl 

deuts
ch 

wissenschaft-
lich Bestand 

im Bebauungsplan  
festgesetzt 

zum Er-
halt 

neu zu  
pflanzen 

Eiche Quercus robur 65-309 12 12  
Birke Betula pendu-

la 
82 1 1  

Ahorn Acer platanoi-
des 

61-81 3 3  

Linde Tilia spec. 114 1 1  
Sum-
me 

   17 130 

   17 147 
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Artenschutz gem. § 44 BNatSchG 
Es gibt keine Anhaltspunkte für Vorkommen oder die Beeinträchtigung besonders 
oder streng geschützter Pflanzenarten (Anhang B). 

Sonstige Belange 
Sonstige gefährdete oder planungsrelevante Pflanzenarten wurden im Geltungsbe-
reich nicht gesichtet und aufgrund der Lebensraumausstattung auch nicht vermutet. 
Gras- und Staudenfluren sowie Gehölze werden teilweise bau- und anlagebedingt 
beseitigt, umgenutzt oder überbaut und damit erheblich beeinträchtigt. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich der: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 

6.4.6 Tiere 
Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Der Landschaftsrahmenplan zeigt für die Fläche eine Flugbahn für Kraniche8. Der 
Landschaftsplan liefert keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbelang. 

Methode der Erfassung und Bewertung der Datenbasis 
Zur Einschätzung des Umweltbelangs wurde eine Geländebegehung durchgeführt. 
Als potenziell planungsrelevant wurden in Abstimmung mit der Unteren Naturschutz-
behörde17 folgende Artengruppen eingestuft: 
• Europäische Brutvögel 
• Fledermäuse 

Beschreibung und Bewertung des Bestands, Auswirkungen 
Europäische Brutvögel und Fledermäuse werden ausführlich im Fachgutachten zum 
Besonderen Artenschutz gem. § 44 BNatSchG (Anhang B) behandelt, dessen Ergeb-
nis im folgenden Kapitel zusammengefasst ist. 

Artenschutz gem. § 44 BNatSchG 
Europäische Brutvögel 
Potenzielle dauerhafte Fortpflanzungsstätten wie Baumhöhlen und -spalten wurden 
nicht gefunden. Der gesamte Geltungsbereich bietet mit seinen Gehölzen, extensiven 
Gras- und Staudenfluren Möglichkeiten für temporäre Fortpflanzungsstätten von 
Brutvögeln. Dazu gehören vermutlich folgende Arten der Roten Liste Brandenburgs18: 
Feldlerche (gefährdet), Feldsperling (Vorwarnliste). Da keine artspezifischen Erfas-
sungen durchgeführt wurden, ist ihr Vorkommen nicht nachgewiesen, jedoch auf-
grund der Lebensraumstruktur stark zu vermuten.  
Das Arteninventar der Fläche wird sich von Arten des Offenlandes hin zu Arten der 
Siedlungen ändern. Die auf dem Acker vermutlich vorkommende, gefährdete Feldler-
che wird die Siedlung nicht mehr nutzen. Durch den jahrzehntelangen, deutlichen 
Rückgang der Feldlerche ist anzunehmen, dass der Wegfall des Lebensraums im 
Geltungsbereich den Bestand der lokalen Population erheblich und dauerhaft ver-
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schlechtert17. Folgende Maßnahme dient dem vorgezogenen Ausgleich von Beein-
trächtigungen: 
• Feldlerchenfenster anlegen 
Für den Feldsperling sind im Bestand die Gehölze, insbesondere die Eichen, von be-
sonderer Bedeutung. Er nutzt u.a. gehölzreiche Siedlungen, wie sie der Bebauungs-
plan vorsieht, ebenfalls als Lebensraum. Daher wird er nicht erheblich beeinträchtigt. 
Für andere Arten treten keine Verbotstagbestände ein. 
Folgende Maßnahme dient allgemein der Vermeidung von Beeinträchtigungen wäh-
rend der Fortpflanzungszeit: 
• Zeitbeschränkung für die Baufeldräumung  

Fledermäuse 
Potenzielle dauerhafte Fortpflanzungsstätten wurden in den Gehölzen nicht gefun-
den. In den zu fällenden Gehölzen sind wegen des niedrigen Alters bzw. Durchmes-
sers (maximal 15 cm) keine Höhlungen zu erwarten. Die Wahrscheinlichkeit ist ge-
ring, das Quartiere übersehen wurden. Falls vereinzelt Quartiere vorkommen, werden 
sie - da nicht frostsicher - wohl nur als Sommerquartier besetzt. Vermutlich wird die 
Ackerbrache als Jagdgebiet genutzt. Da die Fläche jedoch nicht viele Randlinien hat 
oder in der Nähe von Wasser liegt, kommen vermutlich nicht überdurchschnittlich vie-
le Insekten vor, die Fledermäusen als Nahrung dienen. Die Lebensraumausstattung 
lässt auf eine allgemeine Bedeutung für Fledermäuse schließen. 
Folgende Maßnahme dient der Vermeidung von Beeinträchtigungen: 
• Zeitbeschränkung für die Baufeldräumung  

Sonstige Belange 
Das Inventar wird sich von Arten des Offenlandes zu Arten der Siedlungen ändern. 
Für die Arten der Siedlungen wirken sich insbesondere die geplanten Gehölzpflan-
zungen positiv aus. 
Eine Bedeutung des Geltungsbereichs für andere planungsrelevante Arten wird auf-
grund seiner Lebensraumausstattung nicht vermutet. Es liegen keine Anhaltspunkte 
dafür vor, dass andere wild lebende Tiere, Pflanzen oder Lebensstätten ohne ver-
nünftigen Grund erheblich beeinträchtigt werden. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 
• Feldlerchenfenster anlegen 

6.4.7 Biologische Vielfalt und Biotopverbund 
Die Biologische Vielfalt beinhaltet die Ebenen der Gendiversität, Artendiversität und 
Ökosystemdiversität5.  
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Fachplanerische Ziele und Hinweise, Beschreibung und Bewertung des Be-
stands 
Der Geltungsbereich hat keine Bedeutung für den Biotopverbund8 9. Der Landschafts-
rahmenplan ordnet den Geltungsbereich den bis zu 20 qkm unzerschnittenen Räu-
men zu. Im Gelände verläuft an der Grenze des Geltungsbereichs zum Offenland ei-
ne asphaltierte Straße, sodass eine Zerschneidung vorliegt.  
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. 

Auswirkungen 
Das Vorhaben hat keine Wirkungen auf die biologische Vielfalt und den Biotopver-
bund, die über die voran genannten Umweltauswirkungen hinausgehen. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 
• Zeitbeschränkung für die Baufeldräumung 

6.4.8 Klima und Luft 
Schalltechnische Belange werden in Kap. 6.4.11 dargestellt. 

Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. Fachplanerische Ziele und Hinweise liegen nicht vor. 

Beschreibung und Bewertung des Bestands 
Klimatisch zählt das Gebiet zu den kleinflächigen Siedlungen ohne erhebliche biokli-
matische Belastungen. Es ist ein Kaltluftentstehungsgebiet mit eingeschränkten Aus-
tauschverhältnissen und daher übergeordnet von besonderer Bedeutung.8 Mikrokli-
matisch ausgleichend und damit positiv wirken sich die Gehölze aus. Sie sind von 
besonderer Bedeutung. 

Auswirkungen 
Durch die anlagebedingte Bebauung verliert der Bereich durch Versiegelungen seine 
Funktion als Kaltluftentstehungsgebiet und wird dadurch erheblich beeinträchtigt. Der 
Geltungsbereich ist dann nur noch von allgemeiner Bedeutung. Die Gehölzpflanzun-
gen gleichen das Klima in ihrer näheren Umgebung etwas aus und haben daher eine 
positive Wirkung. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 
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6.4.9 Landschaftsbild 
Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. Der Landschaftsrahmenplan nennt als Entwicklungsziel den Erhalt und die 
Aufwertung von Landschaftsteilen mit hoher Bedeutung für das Landschaftsbild und 
die landschaftsbezogene Erholung. 

Beschreibung und Bewertung des Bestands 
Der Geltungsbereich grenzt an drei Seiten an Einfamilien- und Reihenhäuser. Im 
Westen liegt eine Straße, dahinter intensiv genutzte Landwirtschaftsflächen und eine 
Bahnlinie. Der Geltungsbereich an sich besteht fast ausschließlich aus einer Acker-
brache. An deren Rändern wachsen Gehölze. Die Baumreihen prägen das Land-
schaftsbild und sind von besonderer Bedeutung. Der Geltungsbereich zählt zum 
Landschaftsbildtyp offenlandgeprägte, strukturreiche Räume, die schwach reliefiert 
sind; die Erlebniswirksamkeit bewertet der Landschaftsrahmenplan mit hoch bis sehr 
hoch8.  
Die Fläche ist vom Stadtweg und Fliederweg aus zugänglich. Es gibt aber keine An-
haltspunkte dafür, dass sie zur Erholung genutzt wird. 

Auswirkungen 
Erhebliche Auswirkungen entstehen anlagebedingt durch die Bebauung. Dadurch 
ändert sich der Landschaftsbildtyp von landwirtschaftlich zu siedlungsgeprägten Flä-
chen. Durch die umfangreichen Gehölzpflanzungen ist der Geltungsbereich nach 
Umsetzung der Bebauung dem Untertyp "durchgrünte, locker Bebauung" zuzuord-
nen. Hierfür legt der Landschaftsrahmenplan eine mittlere bis hohe Erlebniswirksam-
keit fest. Die Änderung des Landschaftsbildes zieht somit eine unwesentliche Wir-
kung auf die Erlebniswirksamkeit nach sich. Da der Geltungsbereich bereits von drei 
Seiten mit ähnlicher Bebauung umgeben ist, fügt er sich insgesamt in das Land-
schaftsbild ein. 
Die Durchgängigkeit der Fläche wird durch die Festsetzung von Wegerechten, Fuß- 
und Radwegen in Richtung Fliederweg und Anemonenstraße verbessert. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 
• Durchgängigkeit für Fußgänger und Radfahrer schaffen 

6.4.10 Kulturgüter und sonstige Sachgüter 
Der Landschaftsplan stellt keine flächenbezogenen Aussagen für diesen Umweltbe-
lang dar. Es gibt keine Anhaltspunkte und damit auch keine Auswirkungen auf pla-
nungsrelevante Kultur- und sonstige Sachgüter.  

6.4.11 Mensch, menschliche Gesundheit und Bevölkerung 
Die Erlebniswirksamkeit stellt Kap. 6.4.9 dar. 



Bebauungsplan RA 13-2 "Stadtweg Mitte", Gemeinde Rangsdorf  27. August 2015 

Begründung 

 

 
Seite 32 

Fachplanerische Ziele und Hinweise 
Fachplanerische Ziele und Hinweise liegen nicht vor. 

Untersuchungsmethode und Bewertung der Datenbasis 
Für den Bebauungsplan wurde eine schalltechnische Untersuchung durchgeführt19, 
dessen Ergebnis im Folgenden zusammengefasst wird.  
Zur Bestimmung der Lärmimmission in den geplanten Bebauungsgebieten wird die 
Lärmbelastung mit den Orientierungswerten der DIN 18005 verglichen. Die Beurtei-
lungspegel im Einwirkungsbereich von Straßen werden nach den Vorschriften der 
RLS 90 und die für den Einwirkungsbereich des Schienenverkehrslärms nach Schall 
03 berechnet. 

Beschreibung und Bewertung des Bestands, Auswirkungen 
Aus den Ergebnissen der Berechnungen wird deutlich, dass die Schalltechnischen 
Orientierungswerte für Schallemissionen aus dem Schienen- und Straßenverkehrs-
lärm im Geltungsbereich nicht eingehalten werden können. Bei Einsatz eines Fens-
ters der Schallschutzklasse 2 mit einem bewerteten Schalldämm-Maß von mehr als 
32 dB in einem Modellwohnraum beträgt das resultierende Schalldämm-Maß der Au-
ßenwand 33 dB und liegt damit höher als die nach der 24. BImSchV erforderlichen 
27 dB. Bei einem Modellschlafzimmer beträgt die resultierende Schalldämmung 
34,5 dB und übertrifft damit die erforderliche Schalldämmung von 33 dB. 
Die DIN 18005 berücksichtigt, dass sich in vorbelasteten Bereichen, insbesondere in 
Gemengelagen, die Orientierungswerte oft nicht einhalten lassen. Wo im Rahmen der 
Abwägung mit plausibler Begründung von den Orientierungswerten abgewichen wer-
den soll, sollte möglichst ein Ausgleich durch andere geeignete Maßnahmen vorge-
sehen und planungsrechtlich abgesichert werden. Aktive Schutzmaßnahmen wie 
Schallschutzwände oder -wälle werden im Fachgutachten nicht vorgeschlagen, da die 
Kosten für sie außer Verhältnis zum Schutzzweck stehen. Das Baugebiet liegt inmit-
ten einer umfangreichen Bebauung aus Ein- und Mehrfamilienhäusern, die alle einer 
ähnlichen Lärmsituation ausgesetzt sind, sodass auch gebäudebezogene Maßnah-
men im Fachgutachten nicht vorgeschlagen werden. 
Dennoch werden folgende Maßnahmen zur Vermeidung aufgenommen: 
• Schalldämmung 

6.4.12 Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen 
Wechselwirkungen zwischen den Umweltbelangen, die erheblich über die in den vo-
rigen Kapiteln beschriebenen Auswirkungen hinausgehen, sind nicht zu erwarten. 

6.4.13 Anderweitige Planungsmöglichkeiten  
Im Entwurf des Bebauungsplaneswaren keine Wege und Wegerechte zur nördlichen 
Anemonenstraße und zum südlichen Fliederweg vorgesehen. Zugunsten einer bes-
seren Durchgängigkeit sind dort nun Fuß- und Radwege (öffentliche Verkehrsflächen 
mit besonderer Zweckbestimmung) eine mit Geh- und Radfahrrechten zugunsten der 
Allgemeinheit zu belastende Fläche vorgesehen. 
Die Pflanzliste (Anhang C) entsprach ursprünglich der "Liste der geeigneten einhei-
mischen Baum- und Straucharten" für Ersatzpflanzungen des Landkreises Teltow-
Fläming20. Die Gemeinde entschied sich für die Pflanzliste aus der Baumschutzsat-
zung Rangsdorf, die weniger Baumarten enthält. 
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Zur Kompensation des Eingriffs gem. BauGB ist es nur notwendig auf 9 % der Allge-
meinen Wohngebiete im Geltungsbereich Hecken zu pflanzen. Im Bebauungsplan 
wurden 10 % festgesetzt, um eine praktikable Zahl zu erhalten. 

6.4.14 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Nichtdurchführung 
der Planung  
Bei Nichtdurchführung der Planung und Beibehaltung der landwirtschaftlichen Nut-
zung treten keine Veränderungen zum Bestand ein. Bei Aufgabe der Nutzung würde 
langfristig ein Wald entstehen. Dadurch würde sich das Inventar an Pflanzen und Tie-
ren von offenlandgeprägten Räumen zu waldgeprägten Räumen entwickeln. 

6.5 Konfliktanalyse  
6.5.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verringerung nachteiliger Auswirkungen 

Geschützte Bäume erhalten 
Alle Bäume, die unter die Baumschutzsatzung fallen, werden zur Erhaltung festge-
setzt. 

Niederschlagswasser im Geltungsbereich versickern 
Niederschlagswasser wird nach Maßgabe des Wasserhaushaltsgesetzes im Gel-
tungsbereich oder angrenzend versickert. 

Versiegelung vermeiden 
Für das Wohngebiet wird eine relativ geringe GRZ von 0,25 festgesetzt. 
Auf allen Wohnbaugrundstücken ist die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und 
Wegen nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Die Herstellung 
von Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und sonstige, die Luft- und Was-
serdurchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernde Befestigungen sind unzulässig. 

Schalldämmung 
Im Allgemeinen Wohngebiet müssen die Außenbauteile einschließlich der Fenster 
von Aufenthalts- und Schlafräumen ein bewertetes Luftschalldämmmaß (R'w,res 
nach DIN 4109, Ausgabe Nov. 1989) von mindestens 33 dB aufweisen. 

Durchgängigkeit für Fußgänger und Radfahrer schaffen 
Zur Gewährleitung der Durchgängigkeit für Fußgänger und Radfahrer Richtung Flie-
derweg wird folgendes festgesetzt: 
• öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg 

6.5.2 Vermeidung und Ausgleich aufgrund des besonderen Artenschutzes gemäß 
§ 44 BNatSchG 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung von Verbotstatbeständen (vgl. An-
hang B). Sie können im Rahmen der Abwägung einer Bauleitplanung nicht überwun-
den werden21. 

Vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen  
Die Funktion der vorgezogenen Ausgleichsmaßnahme muss vor der Beeinträchtigung 
gewährleistet sein (Anhang B). 

Feldlerchenfenster anlegen (Sicherung im städtebaulichen Vertrag) 
In Absprache- mit der Unteren Naturschutzbehörde22 werden als vorgezogener Aus-
gleich für die Feldlerche vier Lerchenfenster in der Gemarkung Dahlewitz Flur 3 und 
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Flur 4 für einen Zeitraum von 10 Jahren angelegt. Die Anlage wird durch den Land-
schaftspflegeverein Mittelbrandenburg durchgeführt und überwacht. Ein Monitoring ist 
nach Auskunft der Unteren Naturschutzbehörde nicht erforderlich22. 
Lerchenfenster sind nicht eingesäte Bereiche auf einer Ackerfläche. Sie entstehen 
z.B. durch Ausheben der Sämaschine oder durch Fräsen. Sie können im Rahmen der 
weiteren Bewirtschaftung wie der restliche Schlag behandelt, also z.B. gespritzt und 
gedüngt werden. Folgende Vorgaben sind für die Lerchenfenster einzuhalten23 24: 
• 2 Fenster je Hektar 
• ca. 20 qm je Fenster  
• mindestens 25 m Abstand zu Feldrand und Fahrgasse 
• mindestens 50 m Abstand zu Baumreihen, Gebäuden und Straßen 
Weist der Acker Bodenerhebungen bzw. -senken auf, sollten die Fenster bevorzugt 
auf den trockeneren Kuppen und nicht in den feuchteren Senken angelegt werden. 
Lerchenfenster sind besonders auf Ackerflächen sinnvoll, die eine Mindestgröße von 
5 ha haben.23 

Vertragliche Vereinbarungen des Vorhabenträger zur Durchführung der Ausgleichs-
maßnahmen befinden sich bereits in Abstimmung. Die Unterzeichnung wird vor dem 
Satzungsbeschluss erfolgen. 

Vermeidungsmaßnahmen 
Zeitbeschränkung für die Baufeldräumung 
Gehölze, extensive Gras- und Staudenflure sind ein potenzieller Brutplatz von Vö-
geln. Höhlen und Spalten in Bäumen sind potenzielle dauerhafte Lebensstätten für 
Brutvögel und Fledermäuse. Diese Artengruppen und ihre Entwicklungsformen dürfen 
nicht zerstört/getötet (z.B. durch Befahren, Ablagerung von Baumaterialen, Baufeld-
räumung) und während der Fortpflanzungszeit beeinträchtigt werden. Zum allgemei-
nen Schutz wild lebender Tiere und Pflanzen dürfen Gehölze nicht zwischen dem 1.3. 
und 30.9. entfernt werden (§ 39 BNatSchG). Dies ist auch für extensive Gras- und 
Staudenfluren anzuwenden. 

6.5.3 Ausgleich aufgrund des BauGB 
Erhebliche Beeinträchtigungen werden nach den Vorgaben der "Hinweise zum Voll-
zug der Eingriffsregelung"11 beurteilt. Danach bemisst sich der Kompensationsum-
fang maßgeblich nach der Bodenversiegelung. Gemäß des Bebauungsplans dürfen 
bis zu 8.492 qm versiegelt werden (Tab. 4). 
Die Kompensation erfolgt auf Grundlage des Merkblatts "Eingriffe in Natur und Land-
schaft gem. § 14 BNatSchG" des Landkreises Teltow-Fläming25. Demnach können 
Bodenversiegelungen auch durch Gehölzpflanzungen kompensiert werden. Durch 
folgende Maßnahmen im Geltungsbereich wird der Eingriff kompensiert (Tab. 7): 

Baumpflanzungen auf Grundstücken 
Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete ist pro angefangene 200 qm Grundstücks-
fläche ein Baum zu pflanzen und bei Abgang zu ersetzen. Dabei darf höchstens jeder 
dritte Baum ein Obstbaum sein. Für die Pflanzungen sind zur Kompensation geeigne-
te Bäume oder Obstbäume der Pflanzliste in angegebener Qualität zu verwenden. Im 
Wurzelbereich dürfen keine Versiegelungen vorgenommen werden. Der Wurzelbe-
reich entspricht in etwa dem Kronendurchmesser. 
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Baumpflanzungen der öffentlichen Verkehrsfläche 
Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche sind 20 Bäume (Anhang C) zu pflanzen und 
bei Abgang zu ersetzen. Für die Pflanzungen sind zur Kompensation geeignete 
Bäume oder Obstbäume der Pflanzliste in angegebener Qualität zu verwenden. 

Strauchpflanzungen 
Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete müssen auf 10 % der Grundstücksfläche 
mindestens 1,0 m breite, frei wachsende Hecken angelegt werden und bei Abgang zu 
ersetzen. Je Quadratmeter Hecken sind zwei Sträucher der Pflanzliste in angegebe-
ner Qualität zu pflanzen und bei Abgang zu ersetzen. 
 
Tab. 7: Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich 

Ausgleich 
Sträucher im Wohngebiet 

bepflanzte Fläche in qm (10 % des Wohngebiets) 2.186 
Anzahl der Sträucher (2 Sträucher / qm) 4.371 

als Kompensation anrechenbare qm (pro 1 qm Neuversiegelung 2 Sträucher) 2.186 
Bäume 

Anzahl Bäume Wohngebiet (1 Baum je angefangene 200 qm) 110 
Anzahl Bäume öffentliche Verkehrsfläche 20 
Anzahl Bäume gesamt 130 

als Kompensation anrechenbare qm (pro 50 qm Neuversiegelung 1 Baum) 6.514 
gesamter Geltungsbereich 

als Kompensation anrechenbare qm 8.699 
    

Bilanzierung des Eingriffs und Ausgleichs 
anrechenbare Versiegelung des Eingriffs in qm 8.492 
anrechenbare Kompensation in qm 8.699 

 
Mit den Ausgleichsmaßnahmen wird mehr als notwendig kompensiert. Zur Kompen-
sation des Eingriffs gem. BauGB ist es nur notwendig auf 9 % der Wohngebiete He-
cken zu pflanzen. Im Bebauungsplan wurden 10 % festgesetzt, um eine praktikable 
Zahl zu erhalten. 

6.6 Maßnahmen zur Überwachung 
Gemäß § 4c BauGB muss die Gemeinde die erheblichen Umweltauswirkungen 
überwachen, die auf Grund der Durchführung der Bauleitpläne eintreten, um insbe-
sondere unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen frühzeitig zu ermitteln und in 
der Lage zu sein, geeignete Maßnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Hinweise auf un-
vorhersehbare, erhebliche Umweltwirkungen bestehen nicht. 

6.7 Allgemein verständliche Zusammenfassung 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplan "RA 13-2 Stadtweg Mitte" liegt im Norden 
von Rangsdorf, Gemeinde Rangsdorf, Landkreis Teltow-Fläming im Bundesland 
Brandenburg. Die Fläche grenzt im: 
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• Norden an Mehrfamilienhäuser und die Anemonenstraße, 
• Osten an Einfamilienhäuser, 
• Süden an Einfamilienhäuser und den Fliederweg, 
• Westen an die Straße "Am Stadtweg", dahinter Acker, eine Wiese und nach 

230 m an eine Bahnlinie. 
Der Bebauungsplan setzt folgenden Nutzungen und Flächen fest: 
• Allgemeine Wohngebiete 
• öffentliche Verkehrsfläche 
• öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg 
• mit Geh- und Radfahrrechten zugunsten der Allgemeinheit zu belastende Fläche 
• öffentliche Grünfläche 

Umweltbelange 
Folgende Umweltbelange wurden betrachtet: 

Boden 
Bodenversiegelung wird durch eine relativ geringe erlaubte Versiegelung vermieden 
und dadurch, dass Gehwege und Pkw-Stellplätze nur in luft- und wasserdurchlässiger 
Bauweise herzustellen sind. Durch die Bebauung wird Boden versiegelt und damit 
erheblich beeinträchtigt. 

Wasser 
Anfallendes Niederschlagwasser wird im Geltungsbereich versickert. Bodenversiege-
lungen durch Überbauung verringern den Wasserabfluss nach Niederschlagsereig-
nissen und die Wasserrückhaltefunktion. Niederschlagswasser wird nach Maßgabe 
des Wasserhaushaltsgesetzes im Geltungsbereich versickert. Erhebliche Beeinträch-
tigungen auf das Grundwasser sind dadurch nicht zu erwarten. 

Pflanzen und Biotope 
Der Geltungsbereich besteht vornehmlich aus Acker. An den Rändern kommen Ge-
hölze, extensive Gras- und Staudenflure vor. Die vorhandenen Pflanzen werden teil-
weise bau- und anlagebedingt beseitigt oder überbaut und damit erheblich beein-
trächtigt. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 

Tiere 
Das Inventar wird sich von Arten des Offenlandes zu Arten der Siedlungen ändern. 
Dadurch geht ein Lebensraum der gefährdeten Feldlerche verloren. Für sie wird des-
wegen ein Lebensraum außerhalb verbessert.  
Andere Arten werden nicht erhebliche Beeinträchtigt. Folgende Maßnahmen dienen 
der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• Zeitbeschränkung für die Baufeldräumung 
• geschützte Bäume erhalten  
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• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Niederschlagswasser im Geltungsbereich versickern 
• Versiegelung vermeiden 
• Feldlerchenfenster anlegen 

Klima und Luft 
Durch die Bebauung verliert der Bereich durch Versiegelungen seine Funktion als 
Kaltluftentstehungsgebiet und wird dadurch erheblich beeinträchtigt. Die Gehölzpflan-
zungen gleichen das Klima in ihrer näheren Umgebung etwas aus und haben daher 
eine positive Wirkung. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 

Landschaftsbild 
Das Landschaftsbild ändert sich von landwirtschaftlich zu siedlungsgeprägten Flä-
chen. Beide Landschaftsbildtypen können eine hohe Bedeutung haben. Durch die 
Planung entsteht demnach keine erhebliche Beeinträchtigung.  
Die Durchgängigkeit der Fläche wird durch die Festsetzung von Wegerechten, Fuß- 
und Radwegen in Richtung Fliederweg und Anemonenstraße verbessert. 
Folgende Maßnahmen dienen der Vermeidung, Verringerung und dem Ausgleich: 
• geschützte Bäume erhalten  
• Baumpflanzungen auf Grundstücken 
• Baumpflanzungen auf öffentlichen Verkehrsflächen 
• Strauchpflanzungen 
• Versiegelung vermeiden 
• Durchgängigkeit für Fußgänger und Radfahrer schaffen 

Mensch, menschliche Gesundheit und Bevölkerung 
Für Schienenverkehr wurden die Geräuschemissionen der Eisenbahnlinie Berlin-
Dresden untersucht (westlich des Geltungsbereichs). Für Straßenverkehr sind die Au-
tobahn Berliner Ring (nördlich), die Kienitzer Straße und die Anliegerstraße Am 
Stadtweg (westlich) relevant. Folgende Maßnahmen dienen Vermeidung erheblicher 
Beeinträchtigungen durch Immissionen: 
• Schalldämmung  

Sonstige Umweltbelange 
Keine wesentlichen Auswirkungen bestehen für die Biologische Vielfalt, den Bio-
topverbund, Kultur- und sonstige Sachgüter sowie Wechselwirkungen zwischen den 
Umweltbelangen. 
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Anderweitige Planungsmöglichkeiten 
Bei einer Planungsmöglichkeit waren keine Wege und Wegerechte zur nördlichen 
Anemonenstraße und zum südlichen Fliederweg vorgesehen. Zu Gunsten einer bes-
seren Durchgängigkeit sind dort nun Fuß- und Radwege (öffentliche Verkehrsflächen 
mit besonderer Zweckbestimmung) eine mit Geh- und Radfahrrechten zugunsten der 
Allgemeinheit zu belastende Fläche vorgesehen. 
Die Pflanzliste (Anhang C) orientierte sich ursprünglich an der "Liste der geeigneten 
einheimischen Baum- und Straucharten" für Ersatzpflanzungen des Landkreises Tel-
tow-Fläming25. Die Gemeinde entschied sich für die Pflanzliste aus der Baumschutz-
satzung Rangsdorf, die weniger Baumarten enthält. 

Maßnahmen zur Überwachung 
Hinweise auf unvorhersehbare, erhebliche Umweltwirkungen bestehen nicht. 
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7. Auswirkungen der Planung 
7.1 Versiegelung 

Bei der Umsetzung des Bebauungsplans ergibt sich im Gegensatz zum IST-Zustand 
eine erhöhte Versiegelung. Das Planvorhaben fördert jedoch die Innentwicklung, da 
innerstädtische, erschlossene Brachflächen genutzt werden. Die verbindliche Bauleit-
planung setzt dabei die vorbereitende Bauleitplanung des Flächennutzungsplanes 
um, wo das Plangebiet bereits als Wohnbaufläche dargestellt wird. Des Weiteren wird 
durch die folgenden Maßnahmen die Versieglung im Plangebiet vermindert bzw. aus-
geglichen: 
• Unterschreitung der Obergrenze der Grundflächenzahl für Gebäude  
• Herstellung der private Straßen und Wege mit wasserdurchlässigen Materialien 
• Ausgleichsmaßnahmen im Rahmen der Umweltprüfung (Baum- und Hecken-

pflanzungen) 

7.2  Verkehr 
Nach Umsetzung des Bebauungsplans ist ein zusätzlicher Pkw-Verkehr auf der Stra-
ße Am Stadtweg zu erwarten. Aufgrund der relativ geringen baulichen Verdichtung im 
Plangebiet wird die Zunahme jedoch in einem untergeordneten Maße stattfinden. 

7.3 Kosten und Finanzierung 
Die Kostenverteilung für die öffentlichen Erschließungsanlagen und Grünflächen im 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes wird in einem Erschließungsvertrag geregelt. 
Der Vorhabenträger wird die Herstellung und aller damit erforderlichen Nebenleistun-
gen der öffentlichen Verkehrsfläche sowie der parallel zur Straße „Am Stadtweg“ ver-
laufenden Grünflächen zur Regenentwässerung übernehmen. 
Zum Zeitpunkt der Umsetzung des Bebauungsplanes ergeben sich für die Gemeinde 
keine sonstigen Kosten. 
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8. Verfahren 
8.1 Aufstellungsbeschluss, Billigungsbeschluss Vorentwurf 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf hat am 22. Mai 2014 den Aufstel-
lungsbeschluss für die den Bebauungsplan RA 13-2 "Stadtweg Mitte" gefasst (Be-
schluss-Nr. BV/2014/300). Mit gleichem Beschluss hat die Gemeindevertretung der 
Gemeinde Rangsdorf den Vorentwurf des Bebauungsplans in der Fassung vom 27. 
März 2014 gebilligt. 

8.2 Frühzeitige Beteiligung der Behörden 
Mit Schreiben vom 1. Juli 2014 sind 39 Behörden und sonstige Stellen, die Träger öf-
fentlicher Belange sind, an der Bauleitplanung beteiligt worden. Für Stellungnahmen 
ist eine Frist bis zum 8. August 2014 gesetzt worden. Von den Behörden bzw. sonsti-
gen Trägern öffentlicher Belange haben 27 eine Stellungnahme abgegeben. 

8.3 Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Entwurf des Bebauungsplans 13-2 "Stadtweg Mitte" in der Fassung vom 27. 
März 2014 wurde in der Zeit vom 4. August 2014 bis einschließlich 15. August 2014 
öffentlich ausgelegt. Während dieser Frist konnte die Öffentlichkeit Einsicht in die 
Planung nehmen und Anregungen abgeben. Es sind während der öffentlichen Ausle-
gung fünf Stellungnahmen mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen.  
Im Rahmen einer Einwohnerversammlung am 4. August 2014 wurden von den etwa 
45 anwesenden Bürger acht relevante Anregungen abgegeben. 

8.4 Billigungsbeschluss Entwurf 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf hat am 27. November 2014 den 
Entwurf des Bebauungsplans gebilligt. 

8.5 Beteiligung der Behörden 
Mit Schreiben vom 4. Februar 2015 sind 33 Behörden und sonstige Stellen, die Trä-
ger öffentlicher Belange sind, an der Bauleitplanung beteiligt worden. Für Stellung-
nahmen ist eine Frist bis zum 9. März 2015 gesetzt worden. Von den Behörden bzw. 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben 22 eine Stellungnahme abgegeben. 

8.6 Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Entwurf des Bebauungsplans wurde in der Zeit vom 16. Februar 2015 bis ein-
schließlich 17. März 2015 öffentlich ausgelegt. Während dieser Frist konnte die Öf-
fentlichkeit Einsicht in die Planung nehmen und Anregungen abgeben. Es sind wäh-
rend der öffentlichen Auslegung drei Stellungnahmen mit Anregungen aus der Öffent-
lichkeit eingegangen. 

8.7  Erneuter Billigungsbeschluss Entwurf 
Die Gemeindevertretung Rangsdorf hat am 04.06.2015 in öffentlicher Sitzung nach 
Abwägung der öffentlichen und privaten Belange die Billigung des Bebauungsplan-
entwurfes RA 13-2 „Stadtweg Mitte“ mit Stand 24.04.2015 und die erneute öffentliche 
Auslegung der Planunterlagen gemäß § 4 Abs. 2 BauGB i.V.m. § 4 a Abs. 3 BauGB 
beschlossen. Es wurde bestimmt, dass Stellungnahmen nur zu den geänderten oder 
ergänzten Teilen der Planung abgegeben werden können. 
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8.8 Erneute Beteiligung der Behörden 
Mit Schreiben vom 18. Juni 2015 sind sieben Behörden und sonstige Stellen, die 
Träger öffentlicher Belange, an der Bauleitplanung beteiligt worden. Für Stellung-
nahmen ist eine Frist von zwei Wochen gesetzt worden. Von den Behörden bzw. 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange haben sechs eine Stellungnahme abgegeben. 
Von den Fachbereichen des Landkreises Teltow-Fläming sind insgesamt neun ein-
zelne Stellungnahmen eingegangen. 

8.9 Erneute Beteiligung der Öffentlichkeit 
Der Entwurf des Bebauungsplanes 13-2 "Stadtweg Mitte" und die umweltbezogenen 
Informationen wurden in der Zeit vom 06. Juli 2015 bis einschließlich 20. Juli 2015 öf-
fentlich ausgelegt. Während dieser Frist konnte die Öffentlichkeit Einsicht in die Pla-
nung nehmen und Anregungen abgeben. Es sind während der öffentlichen Ausle-
gung sieben Stellungnahmen mit Anregungen aus der Öffentlichkeit eingegangen.  

8.10 Abwägungs- und Satzungsbeschluss 
Die Gemeindevertretung der Gemeinde Rangsdorf hat am 15. Oktober 2015 die vor-
liegenden Stellungnahmen und Anregungen abschließend abgewogen und den Be-
bauungsplan als Satzung beschlossen. 

20. Oktober 2015 
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10. Textliche Festsetzungen 
 

1. In den Allgemeinen Wohngebieten sind Gartenbaubetriebe und Tankstellen unzu-
lässig. (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i. V. m. § 1 Abs. 6 BauNVO) 
 
2. Auf allen Wohnbaugrundstücken ist die Befestigung von Stellplätzen, Zufahrten und 
Wegen nur in wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Die Herstellung von 
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und sonstige, die Luft- und Wasser-
durchlässigkeit des Bodens wesentlich mindernde Befestigungen sind unzulässig. (§ 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB i.V.m § 81 BbgBO) 
 
3. Für das Flurstück Nr. 732 tw. der Flur 11 der Gemarkung Rangsdorf treten die Fest-
setzungen des rechtsverbindlichen BP "Stadtweg Nord" der Gemeinde Rangsdorf au-
ßer Kraft. 
 
4. In den Allgemeinen Wohngebieten müssen die Außenbauteile einschließlich der 
Fenster von Aufenthalts- und Schlafräumen ein bewertetes Luftschalldämmmaß 
(R'w,res nach DIN 4109, Ausgabe Nov. 1989) von mindestens 33 dB aufweisen. Die 
DIN 4109 ist in der Bauverwaltung der Gemeinde Rangsdorf, Seebadallee 30, 15834 
Rangsdorf einsehbar. (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB) 
 
5. Innerhalb der öffentlichen Verkehrsfläche sind insgesamt 20 Bäume zu pflanzen. 
Dafür sind zur Kompensation geeignete Bäume der Pflanzliste in angegebener Qualität 
zu verwenden. Dies gilt nicht für die öffentliche Verkehrsfläche besonderer Zweckbe-
stimmung. (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB) 
 
6. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete ist pro angefangene 200 qm Grundstücks-
fläche ein Baum zu pflanzen. Dabei darf höchstens jeder dritte Baum ein Obstbaum 
sein. Für die Pflanzungen sind zur Kompensation geeignete Bäume oder Obstbäume 
der Pflanzliste in angegebener Qualität zu verwenden.  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchstabe a 
BauGB) 
 
7. Innerhalb der Allgemeinen Wohngebiete müssen auf 10 % der Grundstücksfläche 
mindestens 1 m breite, frei wachsende Hecken angelegt werden. Je Quadratmeter He-
cken sind zwei Sträucher der Pflanzliste in angegebener Qualität zu pflanzen. (§ 9 Abs. 
1 Nr. 25 Buchstabe a BauGB) 
 

Hinweise 
Bodendenkmale 
1. Sollten bei Erdarbeiten Bodendenkmale, z.B. Steinsetzungen, Mauerwerk, Erdver-
färbungen, Holzpfähle oder -bohlen, Scherben, Stein- oder Metallgegenstände, Kno-
chen o.ä., entdeckt werden, sind diese unverzüglich der Unteren Denkmalschutzbe-
hörde und dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
schen Landesmuseum anzuzeigen (§ 11 Abs. 1 u. 2 BbgDSchG). Die aufgefundenen 
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Bodendenkmale und die Entdeckungsstätte sind mindestens bis zum Ablauf einer Wo-
che nach der Anzeige, auf Verlangen der Denkmalschutzbehörde ggf. auch darüber 
hinaus, in unverändertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren 
für die Erhaltung zu schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). 
2. Funde sind dem Brandenburgischen Landesamt für Denkmalpflege und Archäologi-
schen Landesmuseum zu übergeben (§ 11 Abs. 4 und § 12 BbgDSchG). 
Bauausführende sind über diese gesetzlichen Auflagen zu belehren. 

Kampfmittel 
Sollten bei Erdarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist es verboten, entdeckte 
Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu verändern (§ 3 Abs. 1 Nr.1 Kampfmittel-
verordnung für das Land Brandenburg vom 23.11.1998). Die FundsteIle ist unverzüg-
lich der nächsten örtlichen Ordnungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen. 

Erdwärmenutzung 
Innerhalb des B-Plangebietes können je Grundstück für Wärmepumpenanlagen nur 
Bohrungen für Erdwärmesonden mit einer Tiefe bis max. 60 m und mit einem Mindest-
abstand von je 5 m ab Grundstücksgrenze zugelassen werden. Diese Tiefenbegren-
zung ist einzuhalten, d. h. geringere Tiefen sind zulässig, darüber hinaus nicht.  

 

11. Quellenverzeichnis 
 

1 Stellungnahme der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg; 
Schönefeld 10.03.2015 (Auszug):  
3. Sehen landesrechtliche Bestimmungen für die Errichtung von Bauwerken die 
Einholung von (Bau-) Genehmigungen nicht vor, so bedarf die Errichtung von 
Bauwerken ggfs. der Genehmigung der Gemeinsamen Oberen Luftfahrtbehör-
de Berlin-Brandenburg unter ausschließlich luftverkehrsrechtlichen Erwägun-
gen. 
4. Zudem befindet sich der Vorhabensbereich in der Nähe von Anlagenschutz-
bereichen von Flugsicherungseinrichtungen. § 18 a LuftVG (Störung Schutzbe-
reiche von Flugsicherungseinrichtungen) könnte dem Vorhaben ggfs. entge-
genstehen, wenn eine maximale Bauhöhe von 33 m über Grund bzw. 78 m 
über NN von Bauwerken oder Baugeräten/Kränen überschritten werden sollte. 
(Lf. Vorabprüfung nach § 18a LuftVG im Webtool des Bundesaufsichtsamtes für 
Flugsicherung – derzeitiges Protokollergebnis Status gelb unter Bezug auf Pkt. 
5.1.2 "Maß der baulichen Nutzung - Zahl der Vollgeschosse - "auf höchstens 
zwei begrenzt", S. 11 Absatz 1) 
4.1 Gemäß § 18 a Abs. 1 LuftVG dürfen Bauwerke nicht errichtet werden, wenn 
dadurch Flugsicherungseinrichtungen gestört werden können. 
Dies ist der Fall, wenn das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung auf der 
Grundlage einer gutachtlichen Stellungnahme der Flugsicherungsorganisation 
feststellt, dass durch die Errichtung des Bauwerks eine wesentliche Beeinträch-
tigung der Funktionsfähigkeit, insbesondere eine Einschränkung der Verfügbar-
keit, Kontinuität, Genauigkeit oder Integrität dieser Einrichtung wahrscheinlich 
ist. 
4.2 Gemäß § 18 a Abs. 1 c Luft1 VG erfolgt die Beteiligung des Bundesauf-
sichtsamtes für Flugsicherung durch die zuständige Genehmigungsbehörde in 
den einzelnen Genehmigungsverfahren. Unabhängig davon unterrichtet die je-
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weils zuständige Landesbehörde das Bundesaufsichtsamt für Flugsicherung, 
wenn sie von der Planung von Bauwerken innerhalb der Anlagenschutzberei-
che Kenntnis erhält. 
4.3 In den eigentlichen Bau-/Genehmigungsverfahren ist es daher aus den v. g. 
Gründen zwingend erforderlich, die Luftfahrtbehörde stets zu allen einzelnen 
Bauwerken zu beteiligen. 
5. Es bestehen gegen die im Kartenmaterial ausgewiesenen Planflächen inso-
weit keine Bedenken aus luftrechtlicher Sicht der Gemeinsamen Oberen Luft-
fahrtbehörde Berlin-Brandenburg. 

2 Landkreis Teltow-Fläming, Umweltamt / Wasser, Boden, Abfall; Stellungnahme zur 
formellen Behördenbeteiligung; Luckenwalde, 16. Februar 2015. 

3 Stellungnahme des Flughafen Berlin Brandenburg GmbH (FBB); Anlage Formbaltt; 
05.08.2014; Berlin, S. 4.  

4 Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 2014: Schriftliche Mit-
teilung vom 6.08.2014. 

5 Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung, 2011: Richtlinie für die 
landschaftspflegerische Begleitplanung im Straßenbau (RLBP). 

6 Gemeinde Rangsdorf, 2012: Flächennutzungsplan Gemeinde Rangsdorf. Neuauf-
stellung. 

7 Ministerium für Landwirtschaft, Umweltschutz und Raumordnung des Landes Bran-
denburg, 2001: Landschaftsprogramm Brandenburg. 

8 Landkreis Teltow-Fläming, 2010: Landschaftsrahmenplan. 
9 Gemeinde Rangsdorf, 2008: Landschaftsplan Gemeinde Rangsdorf.  
10 Landesamt für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz, 2014: Kartenanwen-

dung Naturschutzfachdaten. Abruf am 2.10.2014, osiris.aed-synergis.de/ARC-
WebOffice/synserver?project=OSIRIS&language=de&user=os_standard&pass 
word=osiris 

11 Ministerium für Ländliche Entwicklung, Umwelt und Verbraucherschutz, 2009: Hin-
weise zum Vollzug der Eingriffsregelung. 

12 Zentraldienst der Polizei, Kampfmittelbeseitigungsdienst: Schriftliche Mitteilung 
vom 14.07.2014. 

13 Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege, Abteilung Bodendenkmalpflege: 
Schriftliche Mitteilung vom 7.07.2014. 
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HWRM_PG&keyvalue=Spree 
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toptypen im Land Brandenburg. Stand 9.3.2011. 

17 Landkreis Teltow-Fläming, Untere Naturschutzbehörde: E-Mail von Hans-Joachim 
Sommer vom 10.11.2014. 

18 Ryslavy, T., Mädlow, W., & Jurke, M., 2008: Rote Liste und Liste der Brutvögel des 
Landes Brandenburg 2008. 
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dorf B-Plan Nr. RA 13-2 "Stadtweg Mitte". 

20 Landkreis Teltow-Fläming, Untere Naturschutzbehörde, 2014: Merkblatt Nr. 6. Ein-
griffe in Natur und Landschaft gem. § 14 BNatSchG. 

21 Scharmer, E. & Blessing, M., 2009: Arbeitshilfe Artenschutz und Bebauungspla-
nung. Endfassung. Erstellt im Auftrag des Ministeriums für Infrastruktur und 
Raumordnung des Landes Brandenburg. 
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Sommer vom 18.12.2014. 

23 Cimiotti, D., Hötker, H., Schöne, F., Pingen, S., 2011: Projekt "1000 Äcker für die 
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schen Bauernverband. Abschlussbericht. 
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